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Bek. Nr. 1 

Stadt Bad Reichenhall 
 

Bericht der Stadt Bad Reichenhall über die Beteilig ung 
an Unternehmen in einer Rechtsform des Privatrechts  

 
Gemäß Art. 94 Abs. 3 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern hat die Stadt jährlich einen Bericht über die Beteiligung 
an Unternehmen in einer Rechtsform des Privatrechts zu erstellen, wenn ihr mindestens der zwanzigste Teil der Anteile eines 
Unternehmens gehört. Der von der Stadt erstellte Beteiligungsbericht für das Jahr 2017 vom 19.11.2017 kann in der Finanz-
verwaltung, Altes Rathaus, Zimmer 21, von jedem eingesehen werden. 
 
 
Bad Reichenhall, den 12. Dezember 2018 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Lackner , Oberbürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 2 

Stadt Freilassing 
 

Ortsrecht der Stadt Freilassing 
Fünfte Satzung zur Änderung der Satzung zur Regelun g  
von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts 

Vom 11. Dezember 2018 
 
Die Stadt Freilassing erlässt auf Grund der Art. 20 a, 23, 32, 33, 34, 35, 40, 41, 88 und 103 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern folgende  
 

Satzung: 
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§ 1 
 

Die Satzung der Stadt Freilassing zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts vom 13.5.2014, veröf-
fentlicht im Amtsblatt für den Landkreis Berchtesgadener Land Nr. 21 vom 20.5.2014, Bek.-Nr. 5, zuletzt geändert durch Sat-
zung vom 27.9.2016, veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis Berchtesgadener Land Nr. 40 vom 4.10.2016, Bek.-Nr. 3, 
wird wie folgt geändert: 
 
„§ 4 Abs. 1 wird ersatzlos gestrichen. Die Nummerierung der nachfolgenden Absätze verschiebt sich entsprechend.“ 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 

 
 

Freilassing, den 11. Dezember 2018 
Stadt Freilassing 
 
Josef Flatscher , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 3 

Stadt Freilassing 
 

Ortsrecht der Stadt Freilassing 
Satzung über die Freiwillige Feuerwehr Freilassing 

Vom 11. Dezember 2018 
 
Die Stadt Freilassing erlässt aufgrund von Art. 23 Satz 1 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung folgende 
 

Satzung: 
 

I. 
Allgemeines 

 
§ 1 

Organisation, Rechtsgrundlagen 
 

(1)  1Die Freiwillige Feuerwehr Freilassing ist eine öffentliche Einrichtung der Stadt Freilassing. 2Zur Gewinnung der notwen-
digen Anzahl von Feuerwehrdienstleistenden bedient sie sich der Unterstützung des Vereins „Freiwillige Feuerwehr Frei-
lassing e. V.“. 

 
(2)  Rechtsgrundlage für die Freiwillige Feuerwehr, vor allem für die Rechte und Pflichten ihrer Feuerwehrdienstleistenden, 

sind das Bayerische Feuerwehrgesetz (BayFwG), die zu seiner Ausführung erlassenen Rechtsvorschriften und diese 
Satzung. 

 
§ 2 

Freiwillige Leistungen 
 

(1)  Die Freiwillige Feuerwehr kann aufgrund dieser Satzung in den Grenzen von Art. 7 des Mittelstandsförderungsgesetzes 
und Art. 87 der Gemeindeordnung (GO) insbesondere folgende freiwillige Leistungen erbringen: 

 

1. Hilfeleistungen, die nicht zu den gesetzlichen Aufgaben der Feuerwehren gehören (zum Beispiel – jeweils auf Antrag 
des Eigentümers oder Nutzungsberechtigten – das Stellen von Wachen nach dem Ende der Brandgefahr oder das 
Abräumen von Schadensstellen, soweit es nicht zur Abwehr weiterer Gefahren notwendig ist), 

2. Überlassung von Gerät oder Material zum Gebrauch oder Verbrauch, 
3. Leistungen der Atemschutzgerätewerkstatt oder Schlauchwerkstatt, 
4. Bereitstellung der Atemschutzübungsstrecke. 

 
(2)  1Voraussetzung freiwilliger Leistungen ist, dass die Einsatzbereitschaft der Freiwilligen Feuerwehr zur Erfüllung ihrer 

gesetzlichen Aufgaben dadurch nicht beeinträchtigt wird. 2Auf die Gewährung freiwilliger Leistungen besteht kein Rechts-
anspruch. 

 
(3)  1Über die Gewährung von Leistungen im Sinn von Abs. 1 Nrn. 1 und 2 entscheidet die Kommandantin bzw. der Kom-

mandant, soweit die Leistungen in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Einsatz der Feuerwehr erbracht werden. 2Im 
Übrigen entscheidet die Kommandantin bzw. der Kommandant über Leistungen im Sinn dieser Vorschriften sowie über 
einzelne, nicht regelmäßig wiederkehrende Leistungen im Sinn von Abs. 1 Nrn. 3 und 4 nur, wenn ihr bzw. ihm die Erste 
Bürgermeisterin bzw. der Erste Bürgermeister diese Befugnis übertragen hat; sonst entscheidet die Erste Bürgermeisterin 
bzw. der Erste Bürgermeister oder der Stadtrat. 

 
(4)  Über den Anschluss von Privatfeuermeldern und Brand-Nebenmeldeanlagen Dritter an die ständig besetzte Feuerwehr-

Einsatzzentrale und über die Übernahme von Alarmierungsaufgaben für andere Gemeinden entscheidet die Stadt im 
Rahmen von Verträgen. 

 
II. 

Personal 
 

§ 3 
Wahl der Kommandantin bzw. des Kommandanten 

 
(1)  1Die Wahl findet bei einer Dienstversammlung der Feuerwehrdienst leistenden Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr 

einschließlich der hauptberuflichen Kräfte und der Feuerwehranwärter, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, statt. 2Die 
Stadt lädt hierzu mindestens zwei Wochen vor dem Wahltag ein. 
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(2)  1Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister oder ein Stellvertreter oder Beauftragter (Art. 39 GO) leitet die Wahl (Wahl-
leitung). 2Der Wahlleitung stehen zwei von der Versammlung durch Zuruf bestimmte Beisitzer zur Seite. 3Werden mehr 
als zwei Personen durch Zuruf vorgeschlagen, findet eine Wahl zwischen den vorgeschlagenen Personen statt. 4Wahl-
leitung und Beisitzer bilden den Wahlausschuss. 5Wer selbst zur Wahl steht, kann nicht Mitglied des Wahlausschusses 
sein. 6Der Wahlausschuss wird daher erst nach Abgabe der Wahlvorschläge gebildet. 

 
(3)  1Jede wahlberechtigte Person hat eine Stimme. 2Stellvertretung ist nicht zulässig. 
 
(4)  Die Wahlleitung erläutert die Grundsätze des Wahlverfahrens und legt die Aufgaben der Kommandantin bzw. des Kom-

mandanten dar: 
 

1. Wahlvorschläge, Schriftlichkeit der Wahl 
 
1Die Wahlberechtigten schlagen wählbare Personen schriftlich oder durch Zuruf der Wahlversammlung zur Wahl vor. 
2Die Wahlleitung nennt die Vorgeschlagenen und befragt sie, sofern sie anwesend sind, ob sie sich der Wahl stellen 
wollen. 3Die Vorschläge können mündlich begründet werden; über sie kann auch eine Aussprache stattfinden. 4Den 
anwesenden Bewerberinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. 5Die Aussprache wird geschlossen, wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen oder wenn die Ver-
sammlung mit Mehrheit der Wahlberechtigten den Schluss der Aussprache beschließt. 
6Die Wahl wird schriftlich mit Stimmzetteln durchgeführt; diese dürfen kein äußerliches Kennzeichen tragen, das sie 
von den im gleichen Wahlgang verwendeten Stimmzetteln unterscheidet. 7Die Wahlleitung lässt auf die Stimmzettel 
die Namen der wählbaren und – sofern sie befragt wurden – zur Kandidatur bereiten Bewerberinnen und Bewerber 
setzen. 8Wird nur eine oder keine Person zur Wahl vorgeschlagen, so wird die Wahl ohne Bindung an Bewerber 
durchgeführt. 
 

2. Wahlgang, Stimmabgabe 
 

1Die Wahl ist geheim; die Möglichkeit geheimer Stimmabgabe ist von der Wahlleitung sicherzustellen. 
2Für eine gültige Stimmabgabe ist immer eine positive Willensbekundung erforderlich. 3Gewählt wird, indem einer 
der Wahlvorschläge in eindeutig bezeichneter Weise gekennzeichnet wird. 4Streichungen sind nicht als Stimme für 
nicht gestrichene Bewerber zu werten. 
5Steht nur eine Person zur Wahl, so kann dadurch gewählt werden, dass der Wahlvorschlag in einer jeden Zweifel 
ausschließenden Weise (zum Beispiel mit „Ja“ oder „Nein“) gekennzeichnet oder eine nicht zur Wahl vorgeschlage-
ne wählbare Person in eindeutig bezeichnender Weise handschriftlich auf dem Stimmzettel eingetragen wird. 
6Liegt kein Wahlvorschlag vor, so wird durch eindeutig bezeichnende handschriftliche Eintragung einer wählbaren 
Person auf dem Stimmzettel gewählt. 
7Die Wahlberechtigten haben den ausgefüllten Stimmzettel zusammenzufalten und der Wahlleitung oder dem be-
stimmten Beisitzer zu übergeben. 8Der Wahlausschuss prüft die Stimmberechtigung der Abstimmenden. 9Bei Bedarf 
hat die Stadt hierzu vor der Wahl eine Wählerliste anzulegen. 10Wird die Stimmberechtigung anerkannt, so ist der 
Stimmzettel in einen Behälter zulegen. 11Der Wahlausschuss prüft vor Beginn des Wahlgangs, ob der Behälter leer 
ist. 12Wird die Stimmberechtigung einer anwesenden Person widersprochen, entscheidet der Wahlausschuss. 
 

3. Feststellung des Wahlergebnisses, Losentscheid 
 

1Nach Abschluss der Wahl prüft der Wahlausschuss den Inhalt der Stimmzettel, zählt sie aus und stellt das Wahler-
gebnis fest. 2Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhält. 3Nein-Stimmen und Stimmzettel, 
die überhaupt nicht gekennzeichnet wurden oder auf denen nur Streichungen vorgenommen wurden, sind ungültig. 
4Ist mindestens die Hälfte der abgegebenen Stimmen ungültig, ist die Wahl zu wiederholen. 5Ist die Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen gültig und erhält keine Bewerberin bzw. kein Bewerber die Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, so findet eine Stichwahl unter den beiden Bewerberinnen bzw. Bewerbern mit der höchsten Stimmenzahl 
statt. 6Wenn mehr als zwei Personen die höchste Stimmenzahl erhalten haben, ist die Wahl zu wiederholen. 7Wenn 
mehr als eine Person die zweithöchste Stimmenzahl erhalten haben, entscheidet das Los, wer in die Stichwahl 
kommt. 
8Bei der Stichwahl ist die Person gewählt, die von den abgegebenen gültigen Stimmen die höchste Stimmenzahl er-
hält. 9Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los, das die Wahlleitung sofort nach Feststellung des Ergebnisses 
der Stichwahl in der Wahlversammlung ziehen lässt. 
 

4. Wahlannahme 
 

1Nach der Wahl befragt die Wahlleitung die gewählte Person, ob sie die Wahl annimmt. 2Lehnt sie ab, ist die Wahl zu 
wiederholen. 3Abwesende Bewerberinnen und Bewerber können die Annahme der Wahl auch im Vorfeld schriftlich 
erklären. 
4Die Wiederholung der Wahl kann unmittelbar im Anschluss an den ersten Wahldurchgang in derselben Dienstver-
sammlung erfolgen. 

 
(5)  Die Wahlleitung lässt über die Wahl, die Feststellung des Wahlergebnisses und die Wahlannahme eine Niederschrift 

fertigen, die der Wahlausschuss unterzeichnet. 
 
(6)  Die Abs. 1 bis 5 gelten für die Wahl der Stellvertretung der Kommandantin bzw. des Kommandanten entsprechend. 
 

§ 4 
Verpflichtung 

 
1Die Kommandantin bzw. der Kommandant verpflichtet neu aufgenommene ehrenamtliche Feuerwehrdienstleistende durch 
Handschlag zur Erfüllung ihrer Pflichten nach den für die Feuerwehren geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 2Neu 
aufgenommenen Mitgliedern soll eine Satzung über die Freiwillige Feuerwehr überreicht werden. 
 

§ 5 
Übertragung besonderer Aufgaben 

 
1Zur Erfüllung besonderer Aufgaben sind geeignete Feuerwehrdienstleistende zu bestellen (zum Beispiel Jugendwart, Geräte-
wart). 2Für die Bestellung ehrenamtlicher Feuerwehrdienstleistender ist die Kommandantin bzw. der Kommandant zuständig. 
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§ 6 
Persönliche Ausstattung 

 
1Die Feuerwehrdienstleistenden haben die empfangene persönliche Ausstattung pfleglich zu behandeln und nach dem Aus-
scheiden aus dem Feuerwehrdienst zurückzugeben. 2Für verloren gegangene oder durch außerdienstlichen Gebrauch beschä-
digte oder unbrauchbar gewordene Teile der Ausstattung kann die Stadt Ersatz verlangen. 

 
§ 7 

Anzeigepflichten bei Schäden 
 

1Feuerwehrdienstleistende haben der Kommandantin bzw. dem Kommandanten unverzüglich zu melden 
 
• im Dienst erlittene (eigene) Körper- und Sachschäden, 
• Verluste oder Schäden an der persönlichen Ausstattung und der sonstigen Ausrüstung der Feuerwehr. 

 

2Soweit Ansprüche für oder gegen die Stadt infrage kommen, hat die Kommandantin bzw. der Kommandant die Meldung an die 
Stadt weiterzuleiten. 3Hat die Stadt nach § 193 SGB VII und § 22 der Satzung der Kommunalen Unfallversicherung Bayern eine 
Unfallanzeige zu erstatten, so ist sie unverzüglich (bei Unfällen mit Todesfolge oder mit mehr als drei Verletzten sofort) zu 
unterrichten. 

 
§ 8 

Dienstverhinderung 
 

1Von der gesetzlichen Verpflichtung zur Leistung des Feuerwehrdienstes (Art. 6 Abs. 1 Satz 2 BayFwG) sind Feuerwehrdienst-
leistende nur befreit, soweit sie vorrangigen rechtlichen Pflichten nachkommen müssen oder dringende wirtschaftliche oder 
persönliche Gründe dies rechtfertigen. 2Für das Fernbleiben von Ausbildungsveranstaltungen in diesen Fällen haben sich  
Feuerwehrdienstleistende vor der Veranstaltung bei der Kommandantin bzw. dem Kommandanten zu entschuldigen; im Übri-
gen haben Feuerwehrdienstleistende Mitteilung zu machen, wenn sie länger als fünf Wochen vom Wohnort abwesend oder 
durch andere Umstände an der Ausübung des Feuerwehrdienstes gehindert sein werden. 3Der Wegzug aus der Stadt ist in 
jedem Fall zu melden. 

 
§ 9 

Pflichtverletzungen 
 

Die Kommandantin bzw. der Kommandant kann Verletzungen von Dienstpflichten durch folgende Maßnahmen ahnden: 
 
• Mündlicher oder schriftlicher Verweis, 
• Androhung des Ausschlusses, 
• Ausschluss (Art. 6 Abs. 3 Satz 2 BayFwG, § 10 Abs. 2 dieser Satzung). 

 
§ 10 

Austritt und Ausschluss 
 

(1)  Der Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr ist schriftlich gegenüber der Kommandantin bzw. dem Kommandanten zu er-
klären. 

 
(2)  1Die Kommandantin bzw. der Kommandant hat Feuerwehrdienstleistenden, die sie bzw. er gemäß Art. 6 Abs. 4 Satz 2 

BayFwG wegen gröblicher Verletzung der Dienstpflichten vom Feuerwehrdienst ausschließen will, Gelegenheit zu geben, 
sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. 
2Eine gröbliche Verletzung von Dienstpflichten ist insbesondere gegeben bei 
 
• unehrenhaftem Verhalten im Dienst, 
• grobem Vergehen gegen Kameraden im Dienst, 
• fortgesetzter Nachlässigkeit oder Nichtbefolgen dienstlicher Anordnungen, 
• Trunkenheit im Dienst, 
• Aufhetzen zum Nichtbeachten von Anordnungen, 
• dienstwidriger Benutzung oder mutwilliger Beschädigung von Dienstkleidung, Geräten und sonstigen Ausrüstungs-

gegenständen der Feuerwehr. 
 

3Die Kommandantin bzw. der Kommandant hat den Ausgeschlossenen den Ausschluss schriftlich zu erklären. 
 

III. 
Besondere Pflichten der Kommandantin bzw. des Komma ndanten 

 
§ 11 

Dienst und Ausbildungsplan 
 

(1)  1Die Kommandantin bzw. der Kommandant stellt jährlich (wenn nötig auch für kürzere Zeiträume) einen Dienst- und Aus-
bildungsplan auf. 2In dem Plan ist für jeden Monat mindestens eine Übung oder ein Unterricht vorzusehen. 3Zu den 
Übungen können auch geeignete Sportveranstaltungen der Feuerwehr gehören. 

 
(2)  Der Dienst- und Ausbildungsplan ist der Stadt vorzulegen. 

 
§ 12 

Dienstreisen 
 

1Die Kommandantin bzw. der Kommandant hat dafür zu sorgen, dass vor Dienstreisen von Feuerwehrdienstleistenden die 
Genehmigung der Stadt eingeholt wird (vergleiche auch Art. 8 Abs. 1 Satz 3 BayFwG). 2Sie bzw. er hat auch für ihre bzw. seine 
Dienstreisen die Genehmigung der Stadt einzuholen. 
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§ 13 
Jahresbericht 

 
(1)  1Die Kommandantin bzw. der Kommandant unterrichtet die Stadt zum Ende des Kalenderjahres über den Personalstand 

der Freiwilligen Feuerwehr. 2Neu eingetretene oder aus dem Feuerwehrdienst ausgeschiedene Mitglieder sind nament-
lich mitzuteilen. 3In dem Bericht ist die Anzahl der Mannschafts- und Führungsdienstgrade und der Feuerwehrdienstleis-
tenden anzugeben, die über das übliche Maß hinaus Feuerwehrdienst leisten (vergleiche Art. 11 Abs. 1 Satz 2 BayFwG). 
4Soweit die Stadt nicht über einzelne Einsätze unterrichtet wird, ist im Jahresbericht auch eine Übersicht über die Einsät-
ze des abgelaufenen Jahres zu geben. 

 
(2)  Die Unterrichtspflichten gemäß Art. 6 Abs. 4 Satz 2 BayFwG, § 7 Satz 2 und § 11 Abs. 2 dieser Satzung bleiben unbe-

rührt. 
 

IV. 
Anwendungsbeginn 

 
§ 14 

Inkrafttreten 
 

(1)  Diese Satzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 
 
(2)  Gleichzeitig tritt die Satzung über die Freiwillige Feuerwehr vom 10.10.1984, veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis 

Berchtesgadener Land Nr. 45 vom 6.11.1984, Bek.-Nr. 2, außer Kraft. 
 
 
Freilassing, den 11. Dezember 2018 
Stadt Freilassing 
 
Josef Flatscher , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 4 

Stadt Freilassing 
 

Bekanntmachung der Stadt Freilassing 
über die Satzung zur Änderung der Gebührensatzung  

für die öffentliche Abfallentsorgung der Stadt Frei lassing 
Zum 1. Januar 2019 

 
In seiner Sitzung vom 10.12.2018 hat der Stadtrat der Stadt Freilassing die Neukalkulation der Gebühren für die Abfallentsor-
gung zum 1.1.2019 beschlossen. 
 
Die Abfallentsorgungsgebühren (§ 5 der Gebührensatzung für die öffentliche Abfallentsorgung der Stadt Freilassing) werden 
nach der Kalkulation rückwirkend zum 1.1.2019 der Kostenentwicklung bzw. den abgaberechtlichen Voraussetzungen ange-
passt. 
 
Vorbehaltlich der noch durchzuführenden endgültigen Kalkulation der Abfallgebühren wird die Anpassung voraussichtlich zu 
einer Erhöhung gegenüber den derzeit geltenden Gebühren führen. In welcher Höhe eine Anpassung der Gebühren erforderlich 
wird kann erst nach durchgeführter Berechnung festgestellt werden. 
 
Diese Bekanntmachung dient der Vorabinformation der Gebührenzahler, da die endgültige Berechnung erst im kommenden 
Jahr 2019 abgeschlossen werden kann, die Anpassung jedoch aus verwaltungsrechtlichen und verwaltungstechnischen Grün-
den zum 1.1.2019 erfolgen muss. 
 
 
Freilassing, den 12. Dezember 2018 
Stadt Freilassing 
 
Josef Flatscher , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 5 

Stadt Freilassing 
 

Aufstellung des Bebauungsplanes „Wohnpark Sonnenfel d“ 
Billigung des geänderten Bebauungsplanentwurfes 

Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuc h 
 
Mit Beschluss vom 30.5.2016 hat der Stadtrat der Stadt Freilassing die Einleitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
„Wohnpark Sonnenfeld“ im nördlichen Teil des Sonnenfeldes, südlich der Münchener Straße beschlossen.  
 
Zuvor hat die Max Aicher Bau GmbH & Co KG mit Schreiben vom 26.2.2016 beantragt, einen vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan „Wohnpark am Sonnenfeld“ aufzustellen, um die Errichtung einer Wohnanlage mit großflächiger Tiefgarage im nördlichen 
Sonnenfeld zu ermöglichen. 
 
Ausgehend von dem im Jahr 2012 erstellten ISEK, im Rahmen dessen ein Gesamtkonzept für die Stadt Freilassing erarbeitet 
wurde, erfolgten vertiefte städtebauliche Untersuchungen, auch für den nördlichen Bereich des Sonnenfeldes. Für diesen Be-
reich sieht das Konzept ein Wohngebiet mit anschließenden zentralen Parkanlagen vor. Darauf aufbauend wurde für diesen 
Standort vom Büro CS-Architektur, Architekt Christoph Scheithauer, das Konzept für einen Wohnpark in Geschoßwohnungs-
bauweise erstellt, das nun im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes umgesetzt werden soll.  
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Ziel des Vorhabens ist die Schaffung eines neuen hochwertigen Wohnquartiers, nach Möglichkeit auch für betreubares Woh-
nen, im nördlichen Teil des Sonnenfeldes unter dem Aspekt eines sparsamen Grundverbrauchs und der zentralen Lage im 
Stadtgebiet. 
 
Das Planungsgebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Wohnpark Sonnenfeld“ überlagert kleine Teilbereiche des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes zum VEP „Errichtung eines Aldi-Marktes im Sonnenfeld“ im Südwesten, des Bebauungs-
planes „Mitterfeld mit Kirch- und Stadtplatz“ im Osten sowie der Bebauungspläne „Augustinerstraße I“ und „Polizeidienstgebäu-
de“ im Südosten. 
 
Am 22.1.2018 hat der Stadtrat der Stadt Freilassing beschlossen den vorhabenbezogenen Bebauungsplan im beschleunigten 
Verfahren gemäß § 13b Baugesetzbuch (BauGB) aufzustellen. Das bedeutet, dass das Verfahren im beschleunigten Verfahren 
nach § 13a BauGB durchgeführt wird. Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach  
§ 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend.  
 
Der Bau-, Umwelt- und Energieausschuss hat am 3.12.2018 den Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Wohn-
park Sonnenfeld“ in der Fassung vom 29.11.2018 gebilligt sowie die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
 
Es liegen folgende Arten umweltbezogener Informationen vor: 
 
Das schalltechnisches Gutachten in der Fassung vom 24.11.2017, ergänzt durch die Stellungnahmen vom 3.7.2018, 
22.10.2018 und 9.11.2018, bewertet die Auswirkungen zu den Schutzgütern Mensch (Verkehrslärm, Gewerbelärm und weitere 
Immissionen). Die Relevanzprüfung zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung in der Fassung vom 28.11.2016 und die 
ergänzende artenschutzrechtliche Stellungnahme vom 22.10.2018 geben Aufschluss über die Auswirkungen auf das Schutzgut 
Tiere. Es kann ein Vorkommen von Fledermäusen und geschützter Vogelarten nicht ausgeschlossen werden. Des Weiteren 
liegen umweltbezogene Stellungnahmen des Landratsamt Berchtesgadener Land unter anderem zu Immissionen (Gewerbe-
lärm, Verkehrslärm) und deren Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sowie zum Naturschutz vor. Weitere umweltbezogene 
Stellungnahmen liegen unter anderem von der Regierung von Oberbayern, dem Staatlichen Bauamt und dem Wasserwirt-
schaftsamt Traunstein vor. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes „Wohnpark Sonnenfeld“ mit Begründung in der Fassung vom 29.11.2018 sowie folgende 
Unterlagen: 
 
• Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) in der Fassung vom 28.11.2018 
• Schalltechnisches Gutachten (hoock farny ingenieure) vom 24.11.2017 ergänzt durch die Stellungnahmen vom 3.7.2018, 

22.10.2018 und 9.11.2018 
• Relevanzprüfung zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung saP (Büro Steil Landschaftsplanung) vom 28.11.2016 er-

gänzt durch die artenschutzrechtliche Stellungnahme vom 22.10.2018 
• Verkehrsuntersuchung zur geplanten Bebauung des nördlichen Sonnenfeldes (Planungsgesellschaft Stadt-Land-Verkehr 

GmbH) vom 4.9.2017 
• Verkehrsuntersuchung zur geplanten Bebauung des nördlichen Sonnenfeldes (Planungsgesellschaft Stadt-Land-Verkehr 

GmbH) vom 11.1.2018 
• Stellungnahme zur Erschließung der geplanten Bebauung des nördlichen Sonnenfeldes „Wohnpark Sonnenfeld“ (Pla-

nungsgesellschaft Stadt-Land-Verkehr GmbH) vom 20.11.2018 
• Geotechnisches Gutachten (Grundbaulabor München GmbH) vom 7.8.2018 
• wesentliche bereits vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen 
 
liegen in der Zeit vom  
 

Donnerstag, den 27. Dezember 2018 bis einschließlic h Freitag, den 1. Februar 2019 
 
im Rathaus der Stadt Freilassing, Münchener Straße 15, 2. Obergeschoss, auf dem Flur während der allgemeinen Dienststun-
den (von Montag bis Freitag von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und am Dienstag zusätzlich von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr) öffentlich 
zur Einsichtnahme aus. 
 
Darüber hinaus können die Planungsunterlagen auf der Homepage der Stadt Freilassing (http://www.freilassing.de) unter der 
Rubrik Rathaus / Bürgerservice / Bebauungspläne  eingesehen werden. 
 
Während der Auslegungsfrist können von jedermann Stellungnahmen in den Zimmern Nr. 201 sowie Nr. 202 zu den allgemei-
nen Dienststunden (von Montag bis Freitag von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und am Dienstag zusätzlich von 14:00 Uhr bis 18:00 
Uhr) schriftlich oder mündlich zur Niederschrift abgegeben werden. Gemäß § 4a Abs. 6 BauGB wird darauf hingewiesen, dass 
Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte 
und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 
 
Gemäß § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB wird darauf hingewiesen, dass die Änderung im beschleunigten Verfahren ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB erfolgt.  
 
 
Freilassing, den 11. Dezember 2018 
Stadt Freilassing 
 
Josef Flatscher , Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 6 
Stadt Freilassing 

 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „ Matulusstraße“ 

Einleitung der Aufstellung  
gemäß §§ 12 Abs. 2 Satz 1 und 2 Abs. 1 Baugesetzbuc h 

 
Mit Einleitungsbeschluss gemäß §§ 12 Abs. 2 Satz 1, 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) vom 10.12.2018 hat der Stadtrat die 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Matulusstraße“ im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB 
beschlossen. 
 
Der Aufstellungsbeschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB bekannt gemacht. 
 
Für das Verfahren finden die Vorschriften des § 13a BauGB – Bebauungsplan der Innenentwicklung – Anwendung. Das bedeu-
tet, dass das Verfahren im beschleunigten Verfahren nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB durchgeführt wird. Im beschleunig-
ten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend. 
 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Matulusstraße“ umfasst die Flurstücke 519/6 Gemarkung 
Freilassing, 518/0 Gemarkung Freilassing südöstlich des Kreiskrankenhauses sowie eine Teilfläche der Matulusstraße bzw. des 
Flurstückes 58/0 Gemarkung Freilassing. 
 
 

 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll Planungsrecht geschaffen werden, dass eine ortverträgliche Nachverdichtung mit 
Wohnraum ermöglichen soll. 
 
Maßgebliche Zielvorstellungen der städtebaulichen Entwicklung in der Stadt Freilassing, die unter anderem auch im Rahmen 
des Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes festgestellt wurden, sind die Schaffung von bedarfsorientiertem Wohnraum für alle 
sowie die Innenentwicklung, die unter anderem durch eine ortsverträgliche Nachverdichtung erreicht werden kann. 
 
Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Matulusstraße“ wird die Schaffung von Wohnraum im Allge-
meinen und „Wohnraum für alle“ im Besonderen unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung als städtebauli-
che Zielvorstellung verfolgt. Dabei wird auch die Schaffung von gefördertem Wohnraum angestrebt. 
 
Die angestrebte Innenentwicklung in der Stadt mit der Möglichkeit der Nutzung der bestehenden Infrastruktur wird im vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan „Matulusstraße“ durch die anvisierte ortsverträgliche Nachverdichtung mit einer 3 bis 4-ge-
schossigen Bebauung und einer maximalen GFZ von 0,75 umgesetzt. 
 
Daneben sind ein sparsamer Umgang mit der Ressource Boden durch eine leicht erhöhte, noch angemessene Baudichte und 
der gleichzeitige, weitgehende Erhalt des attraktiven und erhaltenswerten Baumbestandes angestrebte Ziele des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes. 
 
Gemäß § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB wird darauf hingewiesen, dass die Änderung im beschleunigten Verfahren ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB erfolgt.  
 
 
Freilassing, den 12. Dezember 2018 
Stadt Freilassing 
 
Josef Flatscher , Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 7 
Stadt Freilassing 

 
Bekanntmachung der Stadt Freilassing über den Satzu ngsbeschluss  

zur 4. Änderung des Bebauungsplanes „Ecke Münchener  - Lindenstraße“ 
gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 

 
Der Bau-, Umwelt- und Energieausschuss der Stadt Freilassing hat am 3.12.2018 die 4. Änderung des Bebauungsplanes „Ecke 
Münchener – Lindenstraße“ als Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen.  
 
Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Be-
kanntmachung tritt der Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft.  
 
Jedermann kann den Bebauungsplan mit der Begründung im Rathaus der Stadt Freilassing, Münchener Straße 15, 2. Oberge-
schoss, in den Zimmern Nr. 201 oder 203 während der allgemeinen Dienststunden (von Montag bis Freitag von 08:00 Uhr bis 
12:00 Uhr und am Dienstag zusätzlich von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr) einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der 
Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis Nr. 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-

vorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Be-

bauungsplans und des Flächennutzungsplans,  
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
4. nach § 214 Abs. 2a im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler,  

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung dieses Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Stadt Freilas-
sing geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. Außer-
dem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach erlöschen Entschädi-
gungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt 
wird. 
 
 
Freilassing, den 11. Dezember 2018 
Stadt Freilassing 
 
Josef Flatscher , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 8 

Stadt Freilassing 
 

Erlass einer Sanierungssatzung und Festlegung eines   
Sanierungsgebietes für den Bereich "Innenstadt und Bahnareal" 

Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen und der öffentlichen Aufgabenträger  
gemäß §§ 137 und 139 Baugesetzbuch (BauGB) und in w eiterer Folge  

gemäß § 4 Abs. 2 und § 4a Abs. 1 bis 4 und 6 BauGB 
 
Im Rahmen des Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes (ISEK) zeigte sich im Laufe des Jahres 2011, dass eine verbesserte 
Anbindung des Bahnhofes an die Innenstadt und eine Aufwertung des Bahnhofes und seines Umfeldes städtebauliche Notwen-
digkeiten sind.  
 
Entsprechend wurde die Innenstadt in Verbindung mit dem Bahnareal als städtebauliches Problemgebiet ermittelt. Zur Prüfung 
der Sanierungsbedürftigkeit beschloss der Stadtrat am 22.1.2018 vorbereitende Untersuchungen nach § 141 Abs. 1 Abs. 3 
BauGB für den Bereich Innenstadt und Bahnareal als Vorbereitung einer Festlegung eines Sanierungsgebietes mittels Sanie-
rungssatzung durchführen zu lassen.  
 
Die vorbereitenden Untersuchungen erfolgten im Rahmen der Ausarbeitung des „Masterplans Innenstadt“ durch die ARGE 
mahl.gebhard.konzepte und Schirmer Architekten.  
 
Der „Masterplan Innenstadt“ als vorbereitende Untersuchung stellt städtebauliche Missstände fest und macht Vorschläge für 
das Vorgehen für ein Sanierungsgebiet „Innenstadt und Bahnareal“ mit vorgeschlagenen Umgriff des Sanierungsgebietes. Am 
12.11.2018 stellte der Stadtrat die Ergebnisse des Masterplans Innenstadt in der Fassung vom 19.7.2018 als vorbereitende 
Untersuchung fest. 
 
Im Rahmen der vorbereitenden Untersuchung wird vorgeschlagen das Sanierungsverfahren im vereinfachten Verfahren durch-
zuführen. Im vereinfachten Verfahren kommen die Vorschriften der §§ 152 bis 156 BauGB (insbesondere Erhebung von Aus-
gleichsbeiträgen für sanierungsbedingte Bodenwerterhöhung) nicht zur Anwendung. 
 
Die Anwendung des vereinfachten Verfahrens, der Ausschluss der Vorschriften der §§ 152 bis 156 BauGB und der vorgeschla-
gene Umgriff des Sanierungsgebietes begründen sich mit den anvisierten Zielen der Sanierung.  
 
Folgend der vorgeschlagene Umgriff des Sanierungsgebietes „Innenstadt und Bahnareal“. 
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Im Rahmen der Sanierung sollen schrittweise die festgestellten Mängel beseitigt und die Innenstadt als gemeinsame Mitte aller 
Bürger Freilassings gestärkt werden. Sie soll als Standort des Einzelhandels und damit der Versorgung gesichert und als Ort 
des kulturellen Austauschs weiter qualifiziert werden. Die Ziele entsprechen den 2012 formulierten Zielen für das vorläufig 
festgelegte Sanierungsgebiet und ergänzen diese im Detail. Im Folgenden sind die vorgeschlagenen Ziele im Einzelnen aufge-
stellt: 
 
• Weiterentwicklung der Innenstadt mit dem Bahnhof als funktionales, soziales und räumliches Zentrum 
• Stärkung des konzentrierten Einzelhandels- und Dienstleistungsangebotes im zentralen Bereich 
• Ausbau des Bahnhofes als Mobilitätsknotenpunkt 
• Barrierefreier Ausbau des Bahnhofs und seines Umfeldes 
• Mobilisierung von Flächen zum Wohnen und für den ruhenden Verkehr in den Randbereichen der Innenstadt 
• Verbesserung und Ausbau der Fuß- und Radwegeanbindungen 
• Kultivierung des Stadtbildes, um dieses erlebbar zu machen 
• Sicherung und Schaffung von räumlich wirksamen Kanten, Ordnung von diffusen Räumen und Qualifizierung eines gefass-

ten Stadtraumes als räumliche Mitte 
• Entwicklung und Kultivierung der vorhandenen Merkzeichen als Orientierungs- und Identifikationspunkte sowie städtebau-

liche Akzente 
• Qualifizierung und einheitliche Gestaltung des zentralen öffentlichen Raumes 
• Definierung und Aufwertung öffentlicher Plätze 
• Bewahrung und Kultivierung der „grünen Boulevards“ 
• Stärkung und Gestaltung der zentralen innerstädtischen Verknüpfungen, wie insbesondere zwischen Innenstadt und 

Bahnhof, die Ost-West-Verknüpfungen sowie die historische Diagonale als grüne Fuß- und Radwegevernetzung 
• Entwicklung der baulichen Struktur nach den sozialen, hygienischen, wirtschaftlichen und kulturellen Erfordernissen zur 

Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen 
• Aufwertung des Ortsbildes und der Baukultur. 
 
Der Stadtrat hat am 12.11.2018 die Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen gemäß § 137 BauGB und in weiterer Folge 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der öffentlichen Aufgabenträger gemäß §139 BauGB und in weiterer Folge gemäß § 4 Abs. 2 
und § 4a Abs. 1 bis 4 und 6 BauGB beschlossen. 
 
Im Rahmen der Beteiligung wird die vorbereitende Untersuchung (Masterplan Innenstadt) in der Fassung vom 19.7.2018 und 
dem Umgriff des Sanierungsgebietes in der Fassung vom 19.7.2018 den Trägern öffentlicher Belange/öffentliche Aufgabenträ-
ger und der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt. 
 
Die Unterlagen liegen in der Zeit vom  
 

Donnerstag, 27. Dezember 2018 bis einschließlich Fr eitag, 1. Februar 2019 
 
im Rathaus der Stadt Freilassing, Münchener Straße 15, 2. Obergeschoss, auf dem Flur während der allgemeinen Dienststun-
den (von Montag bis Freitag von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und am Dienstag zusätzlich von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr) öffentlich 
zur Einsichtnahme aus. 
 
Darüber hinaus können die Planungsunterlagen auf der Homepage der Stadt Freilassing (http://www.freilassing.de) unter der 
Rubrik Aktuelles / Bekanntmachungen - Ausschreibungen - St ellenangebote  eingesehen werden. 
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Während der Auslegungsfrist können von jedermann Stellungnahmen in den Zimmern Nr. 201 sowie Nr. 202 zu den allgemei-
nen Dienststunden (von Montag bis Freitag von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und am Dienstag zusätzlich von 14:00 Uhr bis 18:00 
Uhr) schriftlich oder mündlich zur Niederschrift abgegeben werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Unterlagen darüber hinaus auf Anfrage vor und nach der Frist eingesehen werden kön-
nen. 
 
 
Freilassing, den 13. Dezember 2018 
Stadt Freilassing 
 
Josef Flatscher , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 9 

Markt Berchtesgaden 
 

Grundsteuer für 2019 
 
Gemäß § 27 Abs. 3 Grundsteuergesetz (GrdStG) vom 7. August 1973 (BGBl. I S. 965) wird die Grundsteuer für das Jahr 2019 
– vorbehaltlich anderslautender schriftlicher Grundsteuerbescheide 2019 – in gleicher Höhe wie im Kalenderjahr 2018 festge-
setzt. Dies bedeutet, dass diejenigen Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 2019 erhalten, im Kalenderjahr 2019 
die gleiche Grundsteuer wie im Vorjahr zu entrichten haben. Für die Steuerschuldner treten mit dem heutigen Tag durch diese 
öffentliche Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen heute ein schriftlicher Steuerbescheid zuge-
gangen wäre. 
 
Die Grundsteuer ist zu ¼ des Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November 2019 fällig. 
 
Kleinbeträge werden wie folgt fällig: 
 
1. Am 15. August 2019 der Jahresbetrag, wenn dieser 15,00 Euro nicht übersteigt; 
2. Am 15. Februar und 15. August 2019 zu je ½ des Jahresbetrages, wenn dieser 30,00 Euro nicht übersteigt. 
 
Hat der Steuerschuldner selbst die Zahlung der Grundsteuer in einem Jahresbetrag beantragt, ist die Grundsteuer am 1. Juli 
2019 zur Zahlung fällig. 
In jenen Fällen, in denen gegenüber dem Vorjahr in der sachlichen oder persönlichen Steuerpflicht Änderungen eintreten, wird 
von Amtswegen nach Erlass des Grundsteuermessbescheides durch das Finanzamt Berchtesgaden ein neuer Grundsteuerbe-
scheid 2019 erstellt. Bis zum Ergehen dieses neuen Steuerbescheides sind Vorauszahlungen (§ 29 GrdStG) in der Höhe der 
bisherigen Grundsteuerzahlung weiter zu entrichten.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe entweder Widerspruch eingelegt (siehe 1.) 
oder unmittelbar Klage erhoben (siehe 2.) werden, schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformer-
satz zugelassenen Form. 
 
1.  Wenn Widerspruch eingelegt wird: 
 
ist der Widerspruch einzulegen bei Markt Berchtesgaden, Rathausplatz 1, 83471 Berchtesgaden. Sollte über den Widerspruch 
ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschieden werden, so kann Klage bei dem Bayerischen 
Verwaltungsgericht München, Postfachanschrift: Post fach 20 05 43, 80005 München, Hausanschrift: Bayers traße 30, 
80335 München erhoben werden. Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs 
erhoben werden, außer wenn wegen besonderer Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. Die Klage muss den 
Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beige-
fügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Abschrif-
ten für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
2.  Wenn unmittelbar Klage erhoben wird:  
 
ist die Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht München, Postfachans chrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München zu erheben. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegen-
stand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen 
und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
-  Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der / des 
Markt Berchtesgaden, Rathausplatz 1, 83471 Berchtesgaden bzw. der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

-  Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.6.2007 (GVBl 
13/2007) wurde im Bereich des Kommunalabgabenrechts ein fakultatives Widerspruchsverfahren eingeführt, das eine 
Wahlmöglichkeit eröffnet zwischen der Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung. Für mehrere gemeinsa-
me Adressaten eines Bescheids setzt die unmittelbare Klageerhebung die Zustimmung aller Betroffenen voraus. 

-  Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensge-
bühr fällig. 
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-  Durch die Einlegung eines Rechtsbehelfs wird die Wirksamkeit dieses Bescheides nicht gehemmt, insbesondere die Ein-
ziehung der angeforderten Abgabe nicht aufgehalten. 

-  Bei einem erfolgreichen Widerspruch entstehen dem Widerspruchsführer keine Kosten; ist der Widerspruch erfolglos oder 
wird er zurückgenommen, hat derjenige, der den Widerspruch eingelegt hat, die Kosten des Widerspruchsverfahrens zu 
tragen. 

 
Durch die Einlegung eines Rechtsmittels wird die Wi rksamkeit dieser Bekanntmachung nicht gehemmt, insb esondere 
die Einziehung der angeforderten Grundsteuer nicht aufgehalten.  
 
 
Berchtesgaden, den 11. Dezember 2018 
Markt Berchtesgaden 
 
Franz Rasp , Erster Bürgermeister  
 
 
Bek. Nr. 10 

Markt Berchtesgaden 
 

Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatz ung  
des Marktes Berchtesgaden  

(BGS/EWS) 
 

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlässt der Markt Berchtesgaden folgende 
 

Satzung: 
 

§ 1 
Beitragserhebung 

 
Der Markt erhebt zur Deckung seines Aufwands für die Herstellung der Entwässerungseinrichtung einen Beitrag. 
 

§ 2 
Beitragstatbestand 

 
Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare Grundstücke erhoben sowie für 
Grundstücke und befestigte Flächen, die keine entsprechende Nutzungsmöglichkeit aufweisen, auf denen aber tatsächlich Ab-
wasser anfällt, wenn 
 
1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Entwässerungseinrichtung besteht 
 
oder 
 
2.  sie – auch aufgrund Sondervereinbarung – an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich angeschlossen sind. 
 

§ 3 
Entstehen der Beitragspflicht 

 
(1)  Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstatbestandes. Ändern sich die für die Beitragsbemessung 

maßgeblichen Umstände im Sinne des Art.5 Abs. 2a KAG, entsteht die - zusätzliche – Beitragsschuld mit Abschluss der 
Maßnahme. 

 
(2)  Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand vor dem Inkrafttreten der Satzung erfüllt, 

entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung.   
 

§ 4 
Beitragsschuldner 

 
Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtig-
ter ist. 
 

§ 5 
Beitragsmaßstab 

 
(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschossfläche der vorhandenen Gebäude berechnet. Die bei-

tragspflichtige Grundstücksfläche wird auf das 4-fache der beitragspflichtigen Geschossfläche begrenzt. 
 
(2) Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln. Keller werden mit der 

vollen Fläche herangezogen. Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie ausgebaut sind. 
Gebäude oder selbstständige Gebäudeteile, die nach Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Schmutzwasserableitung 
auslösen oder die an die Schmutzwasserableitung nicht angeschlossen werden dürfen, werden nicht zum Geschossflä-
chenbeitrag herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die tatsächlich an die Schmutzwasserableitung 
angeschlossen sind. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie über die Gebäude-
fluchtlinie hinausragen. 

 
(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei sonstigen unbebauten Grund-

stücken wird als Geschossfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht; Grundstücke, bei denen die zu-
lässige oder die für die Beitragsbemessung maßgebliche vorhandene Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung 
nur untergeordnete Bedeutung hat, gelten als gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke im Sinn des Satzes 1. 

 



-391- 

(4) Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Änderung der für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstän-
de, soweit sich der Vorteil erhöht. 

 
Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere, 

 
-  im Fall der Vergrößerung  eines Grundstücks für die zusätzlich Flächen, soweit für diese bisher noch keine Beiträge 

geleistet wurden  
 
-  im Fall der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich geschaffenen Geschossflächen sowie im Fall des Abs. 1 

Satz 2 für die sich aus Ihrer Vervielfachung errechnende zusätzliche Grundstücksfläche, 
 
-  im Fall der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils im Sinne des § 5 Abs. 2  

Satz 4, soweit infolge der Nutzungsänderung die Voraussetzungen für die Beitragsfreiheit entfallen. 
 

(5)  Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach Abs. 3 festgesetzt worden ist, später bebaut, so wird der Bei-
trag nach Abzug der nach Abs. 3 berücksichtigten Geschossfläche und den nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grundstücks-
flächen neu berechnet, Dieser Betrag ist nachzuentrichten. 
Ergibt die Gegenüberstellung ein Weniger an Geschossflächen, so ist für die Berechnung des Erstattungsbetrages auf 
den Beitragssatz abzustellen, nach dem der ursprüngliche Beitrag entrichtet wurde 

 
§ 6 

Beitragssatz 
 

(1) Der Beitrag beträgt 
 

- pro m² Grundstücksfläche  0,50 Euro 
- pro m² Geschossfläche 5,00 Euro. 

 
(2) Für Grundstücke, von denen kein Niederschlagswasser eingeleitet werden darf, wird der Grundstücksflächenbeitrag nicht 

erhoben. Fällt diese Beschränkung weg, wird der Grundstücksflächenbeitrag nacherhoben.   
 

§ 7 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntmachung des Beitragsbescheides zur Zahlung fällig. 
 

§ 8 
Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 

 
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie für die 

Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse i. S. des § 3 EWS ist mit Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen 
Straßengrund liegende Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächlich entstandenen Höhe zu er-
statten. 

 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entste-

hens des Erstattungsanspruches Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Grund-
stückseigentümer bzw. Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. § 7 gilt entsprechend. 

 
§ 9 

Gebührenerhebung 
 

Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung Grund- und Einleitungsgebühren. 
 

§ 9a 
Grundgebühr 

 
(1) Die Grundgebühr wird nach der Nenngröße der verwendeten Wasserzähler berechnet. Soweit Wasserzähler nicht einge-

baut sind, wird die Nenngröße geschätzt, die nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu können.  
 
(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern der Nenngröße 

 
- bis 5 cbm/h    57,-- €/Jahr 
-  bis  10 cbm/h  87,-- €/Jahr 
- bis    20 cbm/h 113,-- €/Jahr 
- bis    30 cbm/h 169,-- €/Jahr 
- über  30 cbm/h 230,-- €/Jahr. 

 
§ 10 

Einleitungsgebühr 
 

(1) Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der Menge der Abwässer berechnet, die der 
Entwässerungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt werden.  

 
Die Gebühr beträgt 2,00 € pro Kubikmeter Abwasser. 

 
(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasserversorgungseinrichtung und aus der Eigengewinnungs-

anlage zugeführten Wassermengen abzüglich der nachweislich auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehalte-
nen Wassermengen, soweit der Abzug nicht nach Abs. 4 ausgeschlossen ist. 
Die Wassermengen werden durch geeichte Wasserzähler ermittelt.  
Sie sind von der Gemeinde zu schätzen, wenn 
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1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist oder 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird oder 
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt. 

 
Werden die Wassermengen nicht vollständig über Wasserzähler erfasst, werden als dem Grundstück aus der Eigenge-
winnungsanlage zugeführte Wassermenge pauschal 15 m³ pro Jahr und Einwohner, der zum Stichtag 30.6. des Abrech-
nungsjahres mit Wohnsitz (Haupt- und Nebenwohnsitz) auf dem heranzuziehenden Grundstück gemeldet ist, neben der 
tatsächlich aus der öffentlichen Wasserversorgung abgenommenen eingesetzt, insgesamt aber nicht weniger als 35 m³ 
pro Jahr und Einwohner. In begründeten Einzelfällen sind ergänzende höhere Schätzungen möglich. Es steht dem Ge-
bührenpflichtigen frei, den Nachweis eines niedrigeren Wasserverbrauchs zu führen; Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.   

 
(3)  Der Nachweis der verbrauchten und der zurückgehaltenen Wassermengen obliegt dem Gebührenpflichtigen. Er ist 

grundsätzlich durch geeichte und verplombte Wasserzähler zu führen, die der Gebührenpflichtige auf eigene Kosten zu 
installieren hat. 
Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Großviehhaltung gilt für jedes Stück Großvieh eine Wassermenge von 20 cbm/Jahr 
als nachgewiesen.  

 Maßgebend ist die im Vorjahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl. Der Nachweis der Viehzahl obliegt dem Gebühren-
pflichtigen; er kann durch Vorlage des Bescheids der Tierseuchenkasse erbracht werden. 

 
(4) Vom Abzug nach Abs. 2 sind ausgeschlossen 

 
a) Wassermengen bis zu 12 m³ jährlich, 
b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser, 
c) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser. 

 
(5)  Im Fall des § 10 Abs. 3 Sätze 3 bis 5 ist der Abzug auch insoweit begrenzt, als der Wasserverbrauch 35 m³ pro Jahr und 

Einwohner, der zum Stichtag 30.6. des Abrechnungsjahres mit Wohnsitz (Haupt – und Nebenwohnsitz) auf dem heran-
zuziehenden Grundstück gemeldet ist, unterschreiten würde. In begründeten Einzelfällen sind höhere betriebsbezogene 
Schätzungen möglich.   

 
§ 11 

Entstehen der Gebührenschuld 
 

(1) Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Abwasser in die Entwässerungseinrichtung. 
 
(2) Die Grundgebührenschuld entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des An-

schlusses folgt. Der Tag wird im erstmals ergehenden Bescheid bestimmt. 
Im Übrigen entsteht die Grundgebührenschuld mit dem Beginn eines jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der 
Jahresgrundgebührenschuld neu (§ 9a Abs. 2). 

 
§ 12 

Gebührenschuldner 
 

Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur 
Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf einem Grundstück befindli-
chen Betriebs. Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

§ 13 
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

 
(1) Die Benutzung der öffentlichen Entwässerungseinrichtung wird jährlich abgerechnet. Die Grund- und Einleitungsgebühr 

wird einen Monat nach Zustellung des Gebührenbescheides zur Zahlung fällig. 
 
(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15.5., 15.8. und 15.11. jedes Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Drittels der Jah-

resabrechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt der Markt die Höhe der Vo-
rauszahlungen unter Schätzung der Jahresgesamteinleitung fest. 

 
§ 14 

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 
 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, dem Markt für die Höhe der Schuld maßgebliche Veränderungen unver-
züglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen – auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen 
– Auskunft zu erteilen. 
 

§ 15 
In-Kraft-Treten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 
 
(2)  Gleichzeitig tritt die Satzung vom 22.12.2004 außer Kraft. 
 
 
Berchtesgaden, den 11. Dezember 2018  
Markt Berchtesgaden 
 
Franz Rasp , Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 11 
Markt Berchtesgaden 

 
Beitrags- und Gebührensatzung zur  

Wasserabgabesatzung des Marktes Berchtesgaden   
(BGS/WAS) 

 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlässt der Markt Berchtesgaden folgende  
 

Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzu ng: 
 

§ 1 
Beitragserhebung 

 
Der Markt erhebt zur Deckung seines Aufwandes für die Herstellung der Wasserversorgungsanlage einen Beitrag, soweit der 
Aufwand nicht einer Erstattungsregelung nach Art. 9 KAG unterliegt. 
 

§ 2 
Beitragstatbestand 

 
Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare Grundstücke erhoben, wenn für sie 
nach § 4 WAS ein Recht zum Anschluss an die Wasserversorgungsanlage besteht. Ein Beitrag wird auch für Grundstücke 
erhoben, die an die Wasserversorgungsanlage tatsächlich angeschlossen sind, oder die aufgrund einer Sondervereinbarung 
nach § 8 WAS an die Wasserversorgungsanlage angeschlossen werden. 
 

§ 3 
Entstehen der Beitragsschuld 

 
(1)  Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstatbestandes. Ändern sich die für die Beitragsbemessung 

maßgeblichen Umstände im Sinne des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die - zusätzliche – Beitragsschuld mit Abschluss der 
Maßnahme. 

 
(2)  Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand vor dem Inkrafttreten der Satzung erfüllt, 

entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 
 

§ 4 
Beitragsschuldner 

 
Beitragsschuldner ist, wer zum Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberech-
tigter ist. 
 

§ 5 
Beitragsmaßstab 

 
(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschossfläche der vorhandenen Gebäude berechnet. Die bei-

tragspflichtige Grundstücksfläche wird auf das 4-fache der beitragspflichtigen Geschossfläche, begrenzt. 
 
(2) Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln. Keller werden mit der 

vollen Fläche herangezogen. Dachgeschosse werden nur herangezogen soweit sie ausgebaut sind. Gebäude oder 
selbstständige Gebäudeteile, die nach Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die Wasserversorgung auslö-
sen oder die an die Wasserversorgung nicht angeschlossen werden dürfen, werden nicht zum Geschossflächenbeitrag 
herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die tatsächlich an die Wasserversorgung angeschlossen 
sind. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausra-
gen. 

 
(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei sonstigen unbebauten, aber 

bebaubaren Grundstücken wird als Geschossfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. Grundstücke, 
bei denen die zulässige oder die für die Beitragsbemessung maßgebliche vorhandene Bebauung im Verhältnis zur ge-
werblichen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat, gelten als gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke im Sinn 
des Satzes 1. 

 
(4) Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Änderung der für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstän-

de, soweit sich der Vorteil erhöht. 
 

Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere, 
 

-  im Fall der Vergrößerung  eines Grundstücks für die zusätzlich Flächen, soweit für diese bisher noch keine Beiträge 
geleistet wurden, 

  
-  im Fall der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich geschaffenen Geschossflächen sowie im Fall des Abs. 1 

Satz 2 für die sich aus Ihrer Vervielfachung errechnende zusätzliche Grundstücksfläche, 
 
- im Fall der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils im Sinne des § 5 Abs. 2 

Satz 4, soweit infolge der Nutzungsänderung die Voraussetzungen für die Beitragsfreiheit entfallen.     
  
(5) Wird ein unbebautes, aber bebaubares Grundstück, für das ein Beitrag nach Abs. 3 festgesetzt worden ist, später bebaut, 

so wird der Beitrag nach Abzug der nach Abs. 3 berücksichtigten Geschossfläche und den nach Abs. 1 Satz 2 begrenz-
ten Grundstücksflächen neu berechnet, Dieser Betrag ist nachzuentrichten. 
Ergibt die Gegenüberstellung ein Weniger an Geschossflächen, so ist für die Berechnung des Erstattungsbetrages auf 
den Beitragssatz abzustellen, nach dem der ursprüngliche Beitrag entrichtet wurde. 
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§ 6 
Beitragssatz 

 
Der Beitrag beträgt 
 
a)  pro m² Grundstücksfläche  netto 0,50 € 
b)  pro m² Geschossfläche netto 3,00 €. 
 

§ 7 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 8 
Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 

 
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie für die 

Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse i. S. des § 3 WAS ist mit Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen 
Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächlich entstandenen Höhe zu er-
statten. 

 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entste-

hens des Erstattungsanspruches Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Grund-
stückseigentümer bzw. Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. § 7 gilt entsprechend. 

 
§ 9 

Gebührenerhebung 
 

Der Markt erhebt für die Benutzung der Wasserversorgungsanlage Grund- und Verbrauchsgebühren. 
 

§ 9a 
Grundgebühr 

 
(1) Grundgebühr wird nach Nenngröße der verwendeten Wasserzähler berechnet. Soweit Wasserzähler nicht eingebaut 

sind, wird die Nenngröße geschätzt, die nötig wäre, um bei der möglichen Wasserentnahme das Wasser zählen zu kön-
nen. 

 
(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern der Nenngröße 
  

bis   5 cbm/h 41,00 € 
bis  10 cbm/h 62,00 € 
bis  20 cbm/h 103,00 € 
bis   30 cbm/h 144,00 € 
über  30 cbm/h 205,00 €. 

 
§ 10 

Verbrauchsgebühr 
 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der Menge des aus der Wasserversor-
gungsanlage entnommenen Wassers berechnet. 

 
(2) Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasserzähler ermittelt. Er ist durch die Gemeinde zu schätzen, wenn 
 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, oder 
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt. 

 
(3) Die Gebühr beträgt 2,10 € (ab 1. Januar 2020  2,30 €) pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 
 
(4) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwendet, so beträgt die Gebühr 2,10 € (ab     

1. Januar 2020  2,30 €) pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 
 

§ 11 
Entstehen der Gebührenschuld 

 
(1) Die Verbrauchsgebührenschuld entsteht mit dem Verbrauch. 
 
(2) Die Grundgebührenschuld entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des An-

schlusses folgt. Der Tag wird im erstmals ergehenden Bescheid bestimmt. 
Im Übrigen entsteht die Grundgebührenschuld mit dem Beginn eines jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der 
Jahresgrundgebührenschuld (§ 9a Abs. 2). 

 
§ 12 

Gebührenschuldner 
 

Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur 
Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindli-
chen Betriebes. Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
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§ 13 
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

 
(1) Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. Die Grund- und Verbrauchsgebühr wird einen Monat nach Zustellung des 

Gebührenbescheides fällig. 
 
(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15.5., 15.8. und 15.11. jeden Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Drittels der Jah-

resabrechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt der Markt die Höhe der Vo-
rauszahlungen unter Schätzung des Jahresgesamtverbrauches fest. 

 
§ 14 

Mehrwertsteuer 
 

Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprüchen und Gebühren wird die Mehrwertsteuer in der jeweils gesetzlichen Höhe erho-
ben. 
 

§ 15 
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

 
Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, dem Markt für die Höhe der Schuld maßgebliche Veränderungen unver-
züglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen Auskunft zu erteilen. 
 

§ 16 
In-Kraft-Treten 

 
(1) Die Satzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 22.12.2004 außer Kraft. 
 
 
Berchtesgaden, den 11. Dezember 2018  
Markt Berchtesgaden 
 
Franz Rasp , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 12 

Markt Marktschellenberg 
 

1. Nachtragshaushaltssatzung des Marktes Marktschel lenberg 
Landkreis Berchtesgadener Land für das Haushaltsjah r 2018 

 
Aufgrund des Art. 68 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt der Markt Marktschellenberg fol-
gende 1. Nachtragshaushaltssatzung: 
 

I. 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte 1. Nachtragshaushaltsplan 2018 des Marktes Marktschellenberg wird hiermit festgesetzt; 
 
dadurch werden  
 
 

erhöht vermindert und damit der Gesamtbetrag des Haushalts-
plans einschl. der Nachträge 
 

   gegenüber bisher auf nunmehr verändert 
 € € € € 

a) im Verwaltungshaushalt 
die Einnahmen 
die Ausgaben 

 

 
538.100,00 
538.100,00 

  
4.132.400,00 
4.132.400,00 

 
4.670.500,00 
4.670.500,00 

b) im Vermögenshaushalt  
die Einnahmen 
die Ausgaben 

 
 
 

 
1.006.500,00 
1.006.500,00 

 
3.775.400,00 
3.775.400,00 

 
2.768.900,00 
2.768.900,00 

 

 
§ 2  

 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird von 396.900 € um 
396.900 € vermindert und damit auf 0 € neu festgesetzt. 
 

§ 3 
 

Festgesetzte Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht geändert. 
 

§ 4 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für Gemeindesteuern, die in der Haushaltssatzung festgesetzt wurden, werden nicht geändert. 
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§ 5 
 

Der Höchstbetrag für Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan, der in der Haushalts-
satzung festgesetzt wurde, wird nicht geändert. 
 

§ 7 
 

Diese 1. Nachtragshaushaltssatzung tritt mit 1. Januar 2018 in Kraft.  
 
 
Marktschellenberg, den 11. Dezember 2018 
Markt Marktschellenberg 
 
Halmich , Erster Bürgermeister 

 
II. 
 

Die Haushaltssatzung mit samt ihren Anlagen liegt ab dem Tag der Veröffentlichung der Haushaltssatzung bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im Rathaus des Marktes Marktschellenberg während der allgemeinen 
Dienststunden zur Einsicht aus (Art. 65 Abs. 3 GO). 
 
 
Bek. Nr. 13 

Gemeinde Ainring 
 

Satzung für die öffentliche Fernwärmeversorgungsein richtung der Gemeinde Ainring 
(Fernwärmesatzung -FWS-)  

Vom 11. Dezember 2018 
 

Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 3, Abs. 2 und Abs. 3 der Gemeindeordnung (GO) erlässt die Gemeinde 
Ainring folgende  
 

Satzung : 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 
(1) Die Gemeinde betreibt eine öffentliche Einrichtung zur Fernwärmeversorgung für das Gebiet im Geltungsbereich der 

Bebauungspläne „Mitterfelden A“, „Erweiterung Mitterfelden A“, „2. Erweiterung des Bebauungsplanes Mitterfelden A“ 
und „Am Bahnhof in Mitterfelden“ in der jeweils gültigen Fassung (siehe Anlage 1).  

 
(2) Art und Umfang dieser Fernwärmeversorgungseinrichtung bestimmt die Gemeinde. 
 
(3) Zur Fernwärmeversorgungseinrichtung gehören auch die Hausanschlüsse, soweit nichts Abweichendes vereinbart ist. 

 
§ 2 

Grundstücksbegriff - Grundstückseigentümer 
 
(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und einem gemeinsamen Zweck dienende 

Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um meh-
rere Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechts handelt. Rechtlich verbindliche planerische 
Festlegungen sind zu berücksichtigen. 

 
(2) Die Vorschriften dieser Satzung für die Grundstückseigentümer gelten auch für Erbbauberechtigte oder ähnlich zur Nut-

zung eines Grundstücks dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie 
haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 3 

Begriffsbestimmungen 
 

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
 
Versorgungsleitungen  sind die Fernwärmeleitungen im Fernwärmeversorgungsgebiet, von denen die Hausan-

schlüsse abzweigen. 
 

Hausanschlüsse  
(Grundstücksanschlüsse)   

sind die Fernwärmeleitungen von der Abzweigstelle der Versorgungsleitung bis zur Über-
gabestelle; sie beginnen mit der Anschlussvorrichtung und enden mit der Hauptabsperr-
vorrichtung. 
 

Hauptabsperrvorrichtung  ist die erste Armatur (jeweils im Vorlauf und Rücklauf) auf dem Grundstück mit der die 
gesamte nachfolgende Fernwärmeverbrauchsanlage abgesperrt werden kann. 
 

Übergabestelle  ist das Ende des Hausanschlusses hinter der Hauptabsperrvorrichtung im Grundstück/ 
Gebäude. 
 

Übergabes tation  ist das Bindeglied zwischen Hausanschlussleitung und Hauszentrale. 
Sie dient dazu, die Fernwärmenetzparameter wie Druck, Druckdifferenz und Volumen-
strom an die Erfordernisse der Hauszentrale anzupassen.  
Besteht im Wesentlichen aus Absperrventilen, Differenzdruck- und Mengenregler, Wär-
mezähler, Schmutzfänger, Manometer und Thermometer 
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Kompaktstation  vereinigt die Übergabestation und Hauszentrale in einer baulichen Einheit. 
 

Wärmezähler  
(Wärmemengenzähler) 

sind Messgeräte zur Erfassung der entnommenen Wärmeenergie (Wärmemenge). Der 
Wärmezähler ermittelt die Wärmemenge aus dem Volumenstrom des zirkulierenden 
Mediums (Heizwasser) und dessen Temperaturdifferenz zwischen Vorlauf und Rücklauf. 
 

Hauszentrale  ist das Bindeglied zwischen der Übergabestation und der Hausanlage. Ihre Ausführung 
richtet sich nach der Anschlussart (direkt, indirekt) und nach der Art des Verbrauchers 
(Raumheizung, Raumluftheizungsanlage, Trinkwassererwärmung). 
 

Direkter Anschluss  
 
 

Bei dieser Anschlussart wird die Hausanlage vom Heizwasser aus dem Fernwärmenetz 
durchströmt.  

Indirekter Anschluss  Hierbei durchströmt das Fernheizwasser nicht die Hausanlage. Das Fernheizwasser 
(Primärseite) wird durch einen Wärmeübertrager (Wärmetauscher) vom Heizmittel der 
Hausanlage (Sekundärseite) hydraulisch getrennt. 
 

Hausanlage  
(Verbrauchsanlagen) 
 

ist das letzte Glied in der Kette „Fernwärmeanlage“ und hat die Aufgabe, die Wärme in 
ihrer jeweils gewünschten Form als Raumheizung, Raumluftheizung oder Trinkwasserer-
wärmung dem Nutzer zur Verfügung zu stellen. Sie ist die Gesamtheit der Anlagenteile in 
Grundstücken oder in Gebäuden hinter der Hauszentrale; als solche gelten auch Eigen-
gewinnungsanlagen, wenn sie sich ganz oder teilweise im gleichen Gebäude befinden. 

 
§ 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein bebautes, bebaubares, gewerblich genutztes oder gewerblich 

nutzbares Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die Fernwärmeversorgungseinrichtung angeschlossen und mit 
Fernwärme beliefert wird. 

 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch eine Versorgungsleitung er-

schlossen werden. Der Grundstückseigentümer kann unbeschadet weitergehender bundes- oder landesgesetzlicher Vor-
schriften nicht verlangen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung ge-
ändert wird. Welche Grundstücke durch die Versorgungsleitungen erschlossen werden, bestimmt die Gemeinde. 

 
(3) Die Gemeinde kann den Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Versorgungsleitung versagen, wenn die Fern-

wärmeversorgung wegen der Lage des Grundstücks oder aus sonstigen technischen oder betrieblichen Gründen der 
Gemeinde erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen erfordert, es sei denn, der Grundstücks-
eigentümer übernimmt die Mehrkosten, die mit dem Bau und Betrieb zusammenhängen, und leistet auf Verlangen        
Sicherheit. 

 
(4) Die Gemeinde kann das Anschluss- und Benutzungsrecht in begründeten Einzelfällen ausschließen oder einschränken, 

soweit nicht die Bereitstellung von Fernwärme für Raumheizzwecke erforderlich ist. 
 

§ 5 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, die Grundstücke, auf denen Wärme verbraucht wird, an die öffent-

liche Fernwärmeversorgungseinrichtung anzuschließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der 
Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist. 

 
(2) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Fernwärmeversorgungseinrichtung angeschlossen sind, ist der gesamte Bedarf 

an Wärme im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 4) ausschließlich aus dieser Einrichtung zu decken (Benutzungszwang). 
Ausgenommen ist Wärme, die durch Gas- oder Elektroherde erzeugt und zum Kochen verwendet wird. Verpflichtet sind 
die Grundstückseigentümer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Gemeinde die dafür erfor-
derliche Überwachung zu dulden. 

 
§ 6 

Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 
 
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der An-

schluss oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls 
nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Gemeinde einzureichen. 

 
(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 

 
§ 7 

Beschränkung der Benutzungspflicht 
 
(1) Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf einen bestimmten Verbrauchszweck oder Teilbedarf beschränkt, so-

weit der Grundstückseigentümer den Wärmebedarf unter Nutzung regenerativer Energiequellen decken will und soweit 
das für die öffentliche Fernwärmeversorgung wirtschaftlich zumutbar ist und nicht andere Rechtsvorschriften entgegen-
stehen. 
Regenerative Energiequellen im Sinne dieser Satzung sind nicht Holzfeuerungen und Wärmepumpen. 

 
(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs.2 findet entsprechende Anwendung. 
 
(3) Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigengewinnungsanlage hat der Grundstückseigentümer der Gemeinde 

Mitteilung zu machen; dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage nach dem Anschluss an die öffentliche Fernwärmeversor-
gung weiterbetrieben werden soll. Er hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass von seiner Eigengewin-
nungsanlage keine Rückwirkungen in das öffentliche Fernwärmeversorgungsnetz möglich sind.  
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§ 8 
Sondervereinbarungen 

 
(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss berechtigt oder verpflichtet, so kann die Gemeinde durch Vereinba-

rung (Wärmelieferungsvertrag) ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 
 
(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensatzung ent-

sprechend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt werden, soweit dies sachgerecht 
ist. 

 
§ 9 

Hausanschluss 
 
(1) Der Hausanschluss wird von der Gemeinde hergestellt, angeschafft, verbessert, unterhalten, erneuert, geändert, abge-

trennt und beseitigt. Er muss zugänglich und vor Beschädigungen geschützt sein. 
 
(2) Die Gemeinde bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Hausanschlüsse sowie deren Änderung. Sie bestimmt 

auch, wo und an welche Versorgungsleitung anzuschließen ist. Der Grundstückseigentümer ist vorher zu hören; seine 
berechtigten Interessen sind nach Möglichkeit zu wahren. Soll der Hausanschluss auf Wunsch des Grundstückseigentü-
mers nachträglich geändert werden, so kann die Gemeinde verlangen, dass die näheren Einzelheiten einschließlich der 
Kostentragung vorher in einer gesonderten Vereinbarung geregelt werden. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Voraussetzungen für die sichere Errichtung des Hausanschlusses zu 

schaffen. Die Gemeinde kann hierzu schriftlich eine angemessene Frist setzen. Der Grundstückseigentümer darf keine 
Einwirkungen auf den Hausanschluss vornehmen oder vornehmen lassen. 

 
(4) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben jede Beschädigung des Hausanschlusses, insbesondere das Un-

dicht werden von Leitungen sowie sonstige Störungen unverzüglich der Gemeinde mitzuteilen. 
 

§ 10 
Übergabestation, Übergaberaum 

 
(1) Für jede bauliche Anlage ist eine Übergabestation erforderlich. Die Gemeinde kann im Einzelfall wenn es technisch 

notwendig oder zweckmäßig ist, anordnen, dass eine bauliche Anlage mehrere Übergabestationen erhält. Der Grund-
stückseigentümer ist verpflichtet, unmittelbar nach der Einführung des Hausanschlusses unentgeltlich einen geeigneten 
Raum oder Platz zur Unterbringung und zum Betrieb der Übergabestation zur Verfügung zu stellen.  

 
(2) § 9 Abs. 2 Satz 3, Abs. 3 und 4 gelten sinngemäß. 
 
(3) Der Mengenbegrenzer (Differenzdruck-Mengenregler) der Übergabestation wird von der Gemeinde auf eine dem An-

schlusswert entsprechende max. Heizwassermenge eingestellt und plombiert. Die einzustellende Heizwassermenge er-
gibt sich aus  

Anschlusswert in KW x 860 
Temperaturdifferenz (40°) =  Liter / Stunde 

 

Eine Änderung der eingestellten Heizwassermenge und damit des Anschlusswertes kann nur auf schriftlichen Antrag des 
Grundstückseigentümers vorgenommen werden.  

 
(4) Es darf keine Luft-Wasser-Wärmepumpe betrieben werden, die die Luft und damit die Wärme aus dem Raum der Über-

gabestation entnimmt. 
 

§ 11 
Anlage des Grundstückseigentümers 

 
(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und Unterhal-

tung der Anlage von der Übergabestelle ab, mit Ausnahme des Fernwärmezählers, zu sorgen. Hat er die Anlage oder 
Teile davon einem anderen vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben dem anderen verpflichtet. 

 
(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und anderer gesetzlicher oder behördlicher Bestim-

mungen sowie nach den anerkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, geändert und unterhalten werden. Anlage 
und Verbrauchseinrichtungen müssen so beschaffen sein, dass Störungen anderer Abnehmer oder der öffentlichen Ver-
sorgungseinrichtungen sowie Rückwirkungen auf das Versorgungsnetz ausgeschlossen sind. Der Anschluss wärmever-
brauchender Einrichtungen jeglicher Art geschieht auf Gefahr des Grundstückseigentümers. 

 
(3) Anlagenteile, die sich vor dem Wärmezähler befinden, können plombiert werden. Ebenso können Anlagenteile, die zur 

Anlage des Grundstückseigentümers gehören, unter Plombenverschluss genommen werden, um eine einwandfreie Mes-
sung zu gewährleisten. Die dafür erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben der Gemeinde zu veranlas-
sen. 

 
§ 12 

Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage 
des Grundstückseigentümers 

 
(1) Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers hergestellt oder wesentlich geändert wird, sind der Gemeinde folgende 

Unterlagen in doppelter Fertigung einzureichen: 
 

a)  eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grundstückseigentümers mit Berechnung des Wärmebedarfs (An-
schlusswert, Heizlast) und ein Lageplan, 

b)  der Name des Unternehmers, der die Anlage errichten soll,  
c)  Angaben über eine etwaige Eigenversorgung, 
d)  im Falle des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur Übernahme der Mehrkosten. 
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Die einzureichenden Unterlagen haben den bei der Gemeinde aufliegenden Mustern zu entsprechen. Alle Unterlagen 
sind von den Bauherren und den Planfertigern zu unterschreiben. 

 
(2) Die Gemeinde prüft, ob die beabsichtigten Anlagen den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. Ist das der Fall, so 

erteilt die Gemeinde schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungs-
vermerk zurück. Stimmt die Gemeinde nicht zu, setzt sie den Bauherrn unter Angabe der Mängel eine angemessene Frist 
zur Berichtigung. Die geänderten Unterlagen sind sodann erneut einzureichen. Die Zustimmung und die Überprüfung be-
freien den Grundstückseigentümer, den Bauherrn, den ausführenden Unternehmer und den Planfertiger nicht von der 
Verantwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlagen. 

 
(3) Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher Zustimmung der Gemeinde begonnen werden. Eine Genehmi-

gungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die 
Zustimmung unberührt. 

 
(4) Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderungen dürfen nur durch die Gemeinde oder durch ein Installations-

unternehmen erfolgen, das in ein Installateurverzeichnis der Gemeinde oder eines anderen Fernwärmeversorgungsun-
ternehmens eingetragen ist. Die Gemeinde ist berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwachen. Leitungen, die an 
Eigengewinnungsanlagen angeschlossen sind, dürfen nur mit vorheriger Zustimmung der Gemeinde verdeckt werden; 
andernfalls sind sie auf Anordnung der Gemeinde freizulegen. 

 
(5) Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetriebsetzung der Anlagen bei der Gemeinde über das Installationsunternehmen 

zu beantragen. Der Anschluss der Anlage an das Verteilungsnetz und die Inbetriebsetzung erfolgen durch die Gemeinde 
oder ihre Beauftragten. 

 
(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 kann die Gemeinde Ausnahmen zulassen. 

 
§ 13 

Überprüfung der Anlage des Grundstückseigentümers 
 
(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Anlage des Grundstückseigentümers vor und nach ihrer Inbetriebnahme zu überprüfen. 

Sie hat auf erkannte Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung verlangen. 
 
(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder erhebliche Störungen erwarten lassen, so ist die Ge-

meinde berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr für Leib oder Leben ist sie hierzu ver-
pflichtet. 

 
(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage sowie durch deren Anschluss an das Verteilungsnetz 

übernimmt die Gemeinde keine Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn sie bei einer Überprüfung 
Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib oder Leben darstellen. 

 
§ 14 

Abnehmerpflichten, Haftung 
 
(1) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben den Beauftragten der Gemeinde, die sich auf Verlangen auszuwei-

sen haben, zu angemessener Tageszeit den Zutritt zu allen der Fernwärmeversorgung dienenden Einrichtungen zu ge-
statten, soweit dies zur Nachschau der Fernwärmeleitungen, zum Ablesen der Wärmezähler und zur Prüfung, ob die 
Vorschriften dieser Satzung und die von der Gemeinde auferlegten Bedingungen und Auflagen erfüllt werden, erforderlich 
ist. Zur Überwachung der satzungsmäßigen und gesetzlichen Pflichten sind die mit dem Vollzug dieser Satzung beauf-
tragten Personen der Gemeinde berechtigt, zu angemessener Tageszeit Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtun-
gen, Wohnungen und Wohnräume im erforderlichen Umfang zu betreten. Der Grundstückseigentümer, ggf. auch die Be-
nutzer des Grundstücks, werden davon nach Möglichkeit vorher verständigt. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer sind verpflichtet, alle für die Prüfung des Zustandes der Anlagen erforderli-

chen Auskünfte zu erteilen. Sie haben die Verwendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen vor Inbetriebnahme der 
Gemeinde mitzuteilen, soweit sich dadurch die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhöht. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haften der Gemeinde für von ihnen verschuldete Schäden, die auf eine 

Verletzung ihrer Pflichten nach dieser Satzung zurückzuführen sind. 
 

§ 15 
Grundstücksbenutzung 

 
(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- und Fortlei-

tung von Fernwärme über sein im Versorgungsgebiet liegendes Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnahmen unent-
geltlich zuzulassen, wenn und soweit diese Maßnahmen für die örtliche Fernwärmeversorgung erforderlich sind. Diese 
Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die Fernwärmeversorgung angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom      
Eigentümer im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grund-
stück genutzt werden oder für die die Möglichkeit der Fernwärmeversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Ver-
pflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grund-

stücks zu benachrichtigen. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn 

nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde zu tragen, soweit die Einrichtungen nicht aus-
schließlich der Versorgung des Grundstücks dienen. 

 
(4) Wird der Fernwärmebezug nach § 24 Abs. 2 oder 3 eingestellt, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, nach Wahl der 

Gemeinde die Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie noch fünf Jahre unentgeltlich zu belassen, sofern dies 
nicht unzumutbar ist. 
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(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch 
Planfeststellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt sind. 

 
§ 16 

Wärmeträger 
 
Die Fernwärmeversorgung erfolgt mittels dem Wärmeträger Heizwasser. Die Netzvorlauftemperatur beträgt je nach Außentem-
peratur (bis –16° C) an der Übergabestation 70° – 90° C gleitend. Die Rücklauftemperatur darf 50° C nicht überschreiten, aus-
genommen während der Trinkwassererwärmung. Das Heizwasser ist im Eigentum der Gemeinde und darf weder entnommen 
noch verändert werden. 

 
§ 17 

Art und Umfang der Versorgung 
 
(1) Die Gemeinde stellt die Fernwärme zu dem in der Beitrags- und Gebührensatzung aufgeführten Entgelt zur Verfügung. 

Die Fernwärme wird für Raumheizung, Raumluftheizung, Klimatisierung und zur Trinkwassererwärmung bereitgestellt. 
Die Gemeinde liefert das Heizwasser unter dem Druck und in der Beschaffenheit, die in dem betreffenden Abschnitt des 
Versorgungsgebietes üblich sind, entsprechend den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den anerkannten Regeln 
der Technik. 

 
(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des Heizwassers im Rahmen der gesetzlichen und be-

hördlichen Bestimmungen sowie der anerkannten Regeln der Technik zu ändern, sofern dies aus wirtschaftlichen oder 
technischen Gründen zwingend erforderlich ist. Die Gemeinde wird eine dauernde wesentliche Änderung den Fernwär-
meabnehmern nach Möglichkeit mindestens zwei Monate vor der Umstellung schriftlich bekannt geben und die Belange 
der Anschlussnehmer möglichst berücksichtigen. Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, ihre Anlagen auf eigene 
Kosten den geänderten Verhältnissen anzupassen. 

 
(3)  Die Gemeinde stellt die Fernwärme im Allgemeinen ohne Beschränkung zu jeder Tag- und Nachtzeit am Ende des 

Hausanschlusses zur Verfügung. Dies gilt nicht, soweit und solange die Gemeinde durch höhere Gewalt, durch Betriebs-
störungen, Brennstoffmangel oder sonstige technische oder wirtschaftliche Umstände, deren Beseitigung ihr nicht zumut-
bar ist, an der Fernwärmeversorgung gehindert ist. Die Gemeinde kann die Belieferung ablehnen, mengenmäßig und 
zeitlich beschränken oder unter Auflagen und Bedingungen gewähren, soweit das zur Wahrung des Anschluss- und Be-
nutzungsrechtes der anderen Berechtigten erforderlich ist. Die Gemeinde darf ferner die Lieferung unterbrechen, um be-
triebsnotwendige Arbeiten vorzunehmen. Soweit möglich, gibt die Gemeinde Absperrungen der Fernwärmeleitung vorher 
öffentlich bekannt und unterrichtet die Abnehmer über Umfang und voraussichtliche Dauer der Unterbrechung. 

 
(4) Die Fernwärme wird lediglich zur Deckung des Eigenbedarfs für die angeschlossenen Grundstücke geliefert. Die Überlei-

tung von Fernwärme in ein anderes Grundstück bedarf der schriftlichen Zustimmung der Gemeinde; die Zustimmung wird 
erteilt, wenn nicht überwiegende versorgungswirtschaftliche Gründe entgegenstehen. 

 
(5) Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der Fernwärmelieferung und für Änderungen des Druckes oder der Be-

schaffenheit des Wärmeträgers, die durch höhere Gewalt, Brennstoffmangel oder sonstige technische oder wirtschaftli-
che Umstände, die die Gemeinde nicht abwenden kann, oder auf Grund behördlicher Verfügungen veranlasst sind, steht 
dem Grundstückseigentümer kein Anspruch auf Minderung verbrauchsunabhängiger Gebühren zu. 

 
§ 18 

Technische Anschlussbedingungen (TAB) 
 

Die Gemeinde ist berechtigt, weitere technische Anforderungen an den Hausanschluss und andere Anlagenteile sowie an den 
Betrieb der Anlage festzulegen, soweit dies aus Gründen der sicheren und störungsfreien Versorgung, insbesondere im Hin-
blick auf die Erfordernisse des Verteilungsnetzes und der Erzeugungsanlagen notwendig ist. Diese Anforderungen dürfen den 
anerkannten Regeln der Technik nicht widersprechen. Der Anschluss bestimmter Verbrauchseinrichtungen kann von der vorhe-
rigen Zustimmung der Gemeinde abhängig gemacht werden. Die Zustimmung darf nur verweigert werden, wenn der Anschluss 
eine sichere und störungsfreie Versorgung gefährden würde.   

 
§ 19 

Fernwärmeabgabe für vorübergehende Zwecke 
 
Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Fernwärme zur Bauheizung oder zu sonstigen vorübergehenden Zwecken ist 
rechtzeitig bei der Gemeinde zu beantragen. Muss die Fernwärme von einem anderen Grundstück bezogen werden, so ist die 
schriftliche Zustimmung des Grundstückseigentümers beizubringen. Über die Art der Fernwärmeabgabe entscheidet die Ge-
meinde; sie legt die weiteren Bedingungen für den Fernwärmebezug fest. 
 

§ 20 
Haftung bei Versorgungsstörungen 

 
(1) Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer durch Unterbrechung der Fernwärmeversorgung oder durch Unregelmä-

ßigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet die Gemeinde aus dem Benutzungsverhältnis oder aus unerlaubter Handlung 
im Falle 

 
1.  der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit des Grundstückseigentümers, es sei denn, dass der 

Schaden von der Gemeinde oder einem Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig ver-
ursacht worden ist, 

2.  der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässig-
keit der Gemeinde oder eines Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist, 

3.  eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit eines 
vertretungsberechtigten Organs der Gemeinde verursacht worden ist. 

 
§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzu-
wenden. 

 



-401- 

(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der Grundstückseigentümer die gelieferte Fernwärme im Rahmen des § 17 
Abs. 4 weiterleitet, haftet die Gemeinde für Schäden, die diesem durch Unterbrechung der Fernwärmeversorgung oder 
durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung entstehen, wie einem Grundstückseigentümer. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von Grundstückseigentümern anzuwenden, die diese gegen ein drittes 

Fernwärmeversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen. Die Gemeinde ist verpflichtet, den 
Grundstückseigentümern auf Verlangen über die mit der Schadensverursachung durch ein drittes Unternehmen zusam-
menhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihr bekannt sind oder von ihr in zumutbarer Weise aufge-
klärt werden können und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Schadenersatzes erforderlich ist. 

 
(4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter fünfzehn Euro. 
 
(5) Schäden sind der Gemeinde unverzüglich mitzuteilen. 

 
§ 21 

Wärmezähler 
 
(1) Der Wärmezähler ist Eigentum der Gemeinde. Die Lieferung, Aufstellung, technische Überwachung, Unterhaltung, Aus-

wechslung und Entfernung der Wärmezähler sind Aufgabe der Gemeinde; sie bestimmt auch Art, Zahl und Größe der 
Wärmezähler sowie ihren Aufstellungsort. Bei der Aufstellung hat die Gemeinde so zu verfahren, dass eine einwandfreie 
Messung gewährleistet ist; sie hat den Grundstückseigentümer zuvor anzuhören und seine berechtigten Interessen zu 
wahren. 

 
(1a)  Die Gemeinde ist berechtigt, elektronische Wärmezähler mit oder ohne Funkmodul / Fernauslesung einzusetzen und zu 

betreiben. In einem elektronischen Wärmezähler dürfen nur Daten gespeichert und verarbeitet werden, die zur Erfüllung 
der Pflichtaufgabe der Fernwärmeversorgung und zur Gewährleistung der Betriebssicherheit der gesamten Wärmever-
sorgung erforderlich sind. Die gespeicherten Daten dürfen nur ausgelesen und verwendet werden 

 
1. zur periodischen Abrechnung oder Zwischenabrechnung des Wärmeverbrauchs und 
2. anlassbezogen, soweit dies im Einzelfall zur Abwehr von Gefahren für den ordnungsgemäßen Betrieb der Fernwär-

meversorgungseinrichtung und zur Aufklärung von Störungen im Wärmeversorgungsnetz erforderlich ist. 
 
(2)  Die Gemeinde ist verpflichtet, auf Verlangen des Grundstückseigentümers die Wärmezähler zu verlegen, wenn dies ohne 

Beeinträchtigungen einer einwandfreien Messung möglich ist. Die Gemeinde kann die Verlegung davon abhängig ma-
chen, dass der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die Kosten zu übernehmen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhandenkommen und die Beschädigung der Wärmezähler, soweit ihn hieran 

ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschädigungen und Störungen dieser Einrichtungen der Gemeinde unverzüg-
lich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schützen. 

 
(4) Mechanische sowie elektronische Wärmezähler ohne Funkmodul / Fernauslesung werden von einem Beauftragten der 

Gemeinde möglichst in gleichen Zeitabständen oder auf Verlangen der Gemeinde vom Grundstückseigentümer selbst 
abgelesen. Bei elektronischen Wärmezählern mit Funkmodul / Fernauslegung, bei denen nicht sämtliche gespeicherten 
Daten per Funk / Fernauslesung übermittelt werden, erfolgt eine Auslesung vor Ort nur mit Zustimmung des Grund-
stückseigentümers. Dieser hat dafür zu sorgen, dass die Zähler leicht zugänglich sind. 

 
§ 22 

Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 
 
(1) Die Gemeinde kann verlangen, dass der Grundstückseigentümer auf eigene Kosten an der Grundstücksgrenze nach 

seiner Wahl einen geeigneten Fernwärmezählerschacht oder Fernwärmezählerschrank anbringt, wenn 
 

1. das Grundstück unbebaut ist oder 
2. die Versorgung des Gebäudes mit Grundstücksanschlüssen erfolgt, die unverhältnismäßig lang sind oder nur unter 

besonderen Erschwernissen verlegt werden können, oder 
3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wärmemengenzählers vorhanden ist. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ordnungsgemäßem Zustand und jederzeit zugänglich zu 

halten. 
 

§ 23 
Nachprüfung der Wärmezähler 

 
(1) Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nachprüfung der Wärmezähler durch eine Eichbehörde oder eine staatlich 

anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 40 des Mess- und Eichgesetzes verlangen. Stellt der Grundstückseigentümer den 
Antrag auf Prüfung nicht bei der Gemeinde, so hat er diese vor Antragsstellung zu benachrichtigen. 

 
(2) Die Gemeinde braucht dem Verlangen auf Nachprüfung der Wärmezähler nur nachzukommen, wenn der Grundstücksei-

gentümer sich verpflichtet, die Kosten zu übernehmen, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht 
überschreitet. 

 
§ 24 

Änderungen; Einstellung des Fernwärmebezugs 
 
(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist der Gemeinde unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 
 
(2) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung der Fernwärmeversorgungseinrichtung nicht verpflichtet ist, den 

Fernwärmebezug aus der öffentlichen Fernwärmeversorgung vollständig einstellen, so hat er das mindestens eine Wo-
che vor dem Ende des Fernwärmebezugs schriftlich der Gemeinde zu melden. 

 
(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter den Fernwärmebezug einstellen, hat er bei der Gemeinde 

Befreiung nach § 6 zu beantragen. 
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§ 25 
Einstellung der Fernwärmelieferung 

 
(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Fernwärmelieferung ganz oder teilweise fristlos einzustellen, wenn der Grundstücks-

eigentümer oder Benutzer dieser Satzung oder sonstigen die Fernwärmeversorgung betreffenden Anordnungen zuwider-
handelt und die Einstellung erforderlich ist, um 

 
1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuwenden, 
2. den Verbrauch von Fernwärme unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen zu ver-

hindern oder 
3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Abnehmer, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Gemeinde 

oder Dritter ausgeschlossen sind. 
 
(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist die 

Gemeinde berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. 
Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hinrei-
chende Aussicht besteht, dass der Grundstückseigentümer seinen Verpflichtungen nachkommt. Die Gemeinde kann mit 
der Mahnung zugleich die Einstellung der Versorgung androhen. 

 
(3) Die Gemeinde hat die Versorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für die Einstellung entfallen sind. 
 

§ 26 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße bis zu 2.500 Euro belegt werden, wer vorsätzlich 
 

1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benutzungszwang in § 5 zuwiderhandelt, 
2. eine der in § 9 Abs. 4, § 12 Abs. 1, § 14 Abs. 2 und § 24 Abs. 1 und 2 festgelegten oder hierauf gestützten Melde-, 

Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlagepflichten verletzt, 
3. entgegen § 12 Abs. 3 vor Zustimmung der Gemeinde mit den Installationsarbeiten beginnt, 
4. gegen die von der Gemeinde nach § 17 Abs. 3 Satz 3 angeordneten Verbrauchseinschränkungen oder Verbrauchs-

verbote verstößt. 
 
(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ordnungswidrigkeitentatbestände bleiben unberührt. 

 
§ 27 

Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel 
 

(1) Die Gemeinde kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall 
erlassen. 

 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die 

Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 
 

§ 28 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 
 
(2)  Gleichzeitig tritt die Satzung vom 18.12.1981 außer Kraft. 
 
 
Mitterfelden, den 11. Dezember 2018 
Gemeinde Ainring 
 
Eschlberger , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 14 

Gemeinde Ainring 
 

Beitrags- und Gebührensatzung zur  
Fernwärmesatzung der Gemeinde Ainring  

(BGS-FWS) 
 
Aufgrund der Art. 5 und 8 des KAG erlässt die Gemeinde Ainring folgende  
 

Beitrags- und Gebührensatzung zur  
Fernwärmesatzung der Gemeinde Ainring: 

 
A 

Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Beitragserhebung 

 
Die Gemeinde erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung der Fernwärmeversorgungseinrichtung für das Gebiet 
nach § 1 Abs. 1 der Fernwärmesatzung (FWS) einen Beitrag. 
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§ 2 
Beitragstatbestand 

 
Der Beitrag wird für bebaute und bebaubare Grundstücke erhoben, wenn für sie nach § 6 bzw. § 8 der Fernwärmesatzung 
(FWS) das Recht bzw. die Pflicht zum Anschluss an die Fernwärmeversorgung besteht mit Ausnahme der Beschränkung des   
§ 7 FWS. Ein Beitrag wird auch für Grundstücke erhoben, die an die Fernwärmeversorgung tatsächlich angeschlossen sind, 
oder die auf Grund einer Sondervereinbarung nach § 6 Abs. 3 FWS an die Fernwärmeversorgung angeschlossen werden. 
 

§ 3 
Entstehen der Beitragsschuld 

 
(1)  Die Beitragsschuld entsteht im Falle des  

 
1.  § 2 Satz 1, sobald das Grundstück an die Fernwärmeversorgung angeschlossen werden kann. 
2.  § 2 Satz 2, 1. Alternative, sobald das Grundstück an die Fernwärmeversorgung angeschlossen ist. 
3.  § 2 Satz 2, 2. Alternative, mit Abschluss der Sondervereinbarung. 
 

(2)  Wenn eine Veränderung der Bebauung des Grundstückes vorgenommen wird, die beitragsrechtliche Auswirkungen hat, 
entsteht die Beitragsschuld mit dem Abschluss dieser Maßnahme. 

 
§ 4 

Beitragsschuldner 
 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des Grundstückes oder Erbbauberech-
tigter ist. 
 

B 
Beitragsberechnung 

 
§ 5 

Beitragsmaßstab 
 
(1) Der Herstellungsbeitrag nach § 1 wird nach dem Wärmebedarf der auf dem Grundstück vorhandenen baulichen Anlagen 

berechnet. 
 

(2) Der Beitragspflichtige hat der Gemeinde dafür eine nach den DIN-Vorschriften (DIN 4701 - Regeln für die Berechnung 
des Wärmebedarfs von Gebäuden vom März 1983) aufgestellte, prüfbare Wärmebedarfsberechnung mit Plänen für die 
auf seinem Grundstück zu errichtenden oder errichteten baulichen Anlagen vorzulegen. 

 
(3) Als Mindestanschlusswert werden 25 KW zugrunde gelegt. 
 
(4) Werden bauliche Änderungen durchgeführt, ist der Wärmebedarf neu zu berechnen. Ergibt sich dabei ein höherer Wär-

mebedarf, wird für die hinzukommenden Kilowatt (kW) ein weiterer Beitrag festgesetzt. § 21 Abs. 2 Satz 4 FWS bleibt da-
von unberührt. 
 

(5) Beantragt ein Grundstückseigentümer über den ermittelten Wärmebedarf hinaus die Lieferung einer bestimmten Wärme-
menge, so wird für die übersteigenden kW ein weiterer Beitrag festgesetzt. § 21 Abs. 2 Satz 4 FWS bleibt davon unbe-
rührt. 
 

(6) Für noch nicht bebaute aber bebaubare Grundstücke wird der Herstellungsbeitrag nach dem zu erwartenden Wärmebe-
darf erhoben. Der zu erwartende Wärmebedarf wird nach der im Bebauungsplan festgesetzten zulässigen Geschoßflä-
che ermittelt. Je qm zulässiger Geschoßfläche werden für Wohnungen 78 Watt, für gewerbliche Räume 36 Watt zugrun-
de gelegt. § 5 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 
(7) Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach Abs. 1 festgesetzt worden ist, später bebaut, so wird der Bei-

trag nach Abs. 1 neu berechnet. Dem so ermittelten Betrag ist der Betrag gegenüberzustellen, der sich im Zeitpunkt des 
Entstehens der neu zu berechnenden Beitragsschuld (§ 3 Abs. 2) bei Ansatz des bisher berücksichtigten Wärmebedarfs 
ergeben würde. Der Unterschiedsbetrag ist nachzuentrichten. Ergibt die Gegenüberstellung eine Überzahlung, so ist für 
die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem der ursprüngliche Beitrag entrichtet 
wurde. Der Erstattungsbetrag ist vom Zeitpunkt der Entrichtung des ursprünglichen Beitrages an nach § 238 AO zu ver-
zinsen. 

 
§ 6 

Beitragssatz 
 
Der Herstellungsbeitrag beträgt bei einem Gesamtanschlusswert 
    

Euro je kW 
 

 bis 25 kW 180,00 
für jedes weitere kW bis 50 kW 120,00 
für jedes weitere kW bis 100 kW 100,00 
für jedes weitere kW bis 200 kW 75,00 
für jedes weitere kW bis 300 kW 60,00 
für jedes weitere kW bis 400 kW 50,00 
für jedes weitere kW bis 500 kW 45,00 
für jedes weitere kW über 500 kW 40,00 
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§ 7 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides fällig. 
 

C 
Gebührenberechnung 

 
§ 8 

Gebührenerhebung 
 
Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der gemeindlichen Fernwärmeversorgungseinrichtung Grund- und Arbeitsgebühren. 
 

§ 9 
Grundgebühr 

 
(1) Die Grundgebühr wird nach dem auf dem Grundstück benötigten Wärmebedarf berechnet. Für Grundstücke bei denen 

der Wärmebedarf nach DIN 4701, Ausgabe Januar 1959, berechnet wurde und eine Neuberechnung nicht vorliegt, wird 
der Anschlusswert um 10 v. H. gemindert und der Grundgebührenberechnung zugrunde gelegt. 
 

(2) Die Grundgebühr beträgt monatlich 2,15 Euro je volles Kilowatt (kW) Anschlusswert. Sie ist auch dann zu entrichten, 
wenn vorübergehend keine Wärme abgenommen wird. 
 

(3) Bei Grundstücken innerhalb des in § 1 festgelegten Gebietes wird auf Antrag hierauf eine Ermäßigung von 0,25 Euro je 
kW gewährt, wenn nachweislich die gesamte Hausanlage über Wärmetauscher (indirekt) versorgt wird. 

 
(4) § 22 Abs. 5 FWS gilt entsprechend. 
 

§ 10 
Arbeitsgebühr 

 
(1) Die Arbeitsgebühr wird nach der Menge der aus der Fernwärmeversorgungseinrichtung entnommenen Wärme berech-

net. 
 

(2) Der Wärmeverbrauch wird durch Wärmemesser festgehalten. Er ist durch die Gemeinde zu schätzen, wenn 
 
a) ein Wärmemesser nicht vorhanden ist, 
b) der Zutritt zum Wärmemesser oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, 
c) sich konkrete Anhaltspunkte ergeben, dass der Wärmemesser den wirklichen Verbrauch nicht anzeigt. 

 
(3)  Die Arbeitsgebühr beträgt 6,3 Cent je verbrauchte Kilowattstunde (kWh). 

Bei Abnahme von Wärmemengen über 600.000 kWh/Jahr ermäßigt sich die Gebühr nach Satz 1 für Mehrmengen um 
0,30 Cent je kWh. 

 
§ 11 

Entstehen der Gebührenschuld 
 
(1) Die Arbeitsgebührenschuld entsteht mit dem Verbrauch. 
 
(2) Die Grundgebührenschuld entsteht mit dem 1. des Monats, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des 

Anschlusses folgt. Im Übrigen entsteht die Grundgebührenschuld mit dem Beginn eines jeden Monats in Höhe eines Mo-
natsbruchteils der Jahresgrundgebührenschuld neu. 

 
§ 12 

Gebührenschuldner 
 
Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des Grundstückes oder ähnlich zur 
Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. Der Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück be-
findlichen Betriebes. Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

§ 13 
Abrechnung und Fälligkeit 

 
(1) Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. Die Grund- und Arbeitsgebühr wird zwei Wochen nach Zustellung des Gebüh-

renbescheides fällig. Die Gemeinde kann bei Abnahme von Wärmemengen über 1.200.000 kWh/Jahr monatlich abrech-
nen. 
 

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15.2., 15.3., 15.4., 15.5., 15.6., 15.7., 15.8., 15.9., 15.10., 15.11. und 15.12. jeden 
Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Zwölftels der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. 
 

(3) Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt die Gemeinde die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung des 
Jahresgesamtverbrauches fest. Bei Gebührenerhöhungen kann die Gemeinde die Vorauszahlungen entsprechend an-
passen. 

 
D 

Sonstige Bestimmungen 
 

§ 14  
Mehrwertsteuer 

 
Zu den Beiträgen und Gebühren wird die Mehrwertsteuer in der jeweils gesetzlichen Höhe erhoben. 
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§ 15 
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

 
Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde für die Höhe der Schuld maßgebliche Veränderungen 
unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen Auskunft zu erteilen. 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
(1) Die Satzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 

 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 18.12.1981 außer Kraft. 
 
 
Ainring, den 11. Dezember 2018 
Gemeinde Ainring 
 
Eschlberger , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 15 

Gemeinde Ainring 
 

Satzung für die öffentliche Wasserversorgungseinric htung der Gemeinde Ainring 
(Wasserabgabesatzung -WAS-)  

Vom 11. Dezember 2018  
 

Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 und Abs. 3 der Gemeindeordnung (GO) erlässt die Gemeinde 
Ainring folgende  
 

Satzung : 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 
(1) Die Gemeinde betreibt eine öffentliche Einrichtung zur Wasserversorgung für das Gebiet Adelstetten, Ainring, An der 

Straß, Berg, Bicheln, Bruch, Bruch-Römerstraße, Ed, Eschlberg, Feldkirchen, Fürberg, Gepping, Hammerau (Fl. Nr. 
1469/2, 1469/4, 1501, 1501/1, 1501/2, 1505, 1505/1, 1505/3, 1505/4, 1506/1, 1506/2, 1507, 1513, 1514, 1514/2, 
1520/14, 1521/3 bis 1521/23, 1522, 1522/4 bis 1522/6, 1854, 1860, 2038/7, 2038/36, 2038/37, 2038/40, 2038/46), 
Hausmoning, Heidenpoint, Hofer, Hort, Kohlstatt, Langackern, Mitterfelden, Moos, Mühlreit (südl. DB-Linie), Mürack, Per-
ach, Rauchenbücheln, Reit, Saalachau, Schiffmoning, Schmiding, Simonhäusl, Ulrichshögl, Wiesbach. 

 
(2) Art und Umfang dieser Wasserversorgungseinrichtung bestimmt die Gemeinde. 
 
(3) Zur Wasserversorgungseinrichtung gehören auch die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksan-

schlüsse, soweit nichts Abweichendes vereinbart ist. 
 

§ 2 
Grundstücksbegriff - Grundstückseigentümer 

 
(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und einem gemeinsamen Zweck dienende 

Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um meh-
rere Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechts handelt. Rechtlich verbindliche planerische 
Festlegungen sind zu berücksichtigen. 

 
(2) Die Vorschriften dieser Satzung für die Grundstückseigentümer gelten auch für Erbbauberechtigte oder ähnlich zur Nut-

zung eines Grundstücks dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie 
haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 3 

Begriffsbestimmungen 
 

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
 
Versorgungsleitungen  sind die Wasserleitungen im Wasserversorgungsgebiet, von denen die Grund-

stücksanschlüsse abzweigen. 
 

Grundstücksanschlüsse  
( Hausanschlüsse) 

sind die Wasserleitungen von der Abzweigstelle der Versorgungsleitung bis zur 
Übergabestelle; sie beginnen mit der Anschlussvorrichtung und enden mit dem 
Ausgangsventil. 
 

Gemeinsame Grundstücksanschlüsse  
(=verzweigte Hausanschlüsse) 

sind Hausanschlüsse, die über Privatgrundstücke verlaufen und mehr als ein 
Grundstück mit der Versorgungsleitung verbinden. 
 
 

Anschlussvorrichtung  ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der Versorgungsleitung, umfassend 
Anbohrschelle mit integrierter oder zusätzlicher Absperrarmatur oder Abzweig mit 
Absperrarmatur samt den dazugehörigen technischen Einrichtungen. 
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Hauptabsperrvorrichtung  ist die erste Armatur auf dem Grundstück mit der die gesamte nachfolgende 
Wasserverbrauchsanlage einschließlich Wasserzähler abgesperrt werden kann. 
 

Wasserzähler  sind Messgeräte zur Erfassung des durchgeflossenen Wasservolumens. Ab-
sperrventile und Wasserzählerbügel sind nicht Bestandteile der Wasserzähler. 
 

Ausgangsventil  ist die erste Absperrarmatur hinter dem Wasserzähler. 
 

Übergabestelle  ist das Ende des Grundstücksanschlusses hinter dem Ausgangsventil im Grund-
stück/Gebäude. 
 

Anlagen des  
Grundstückseigentümers 
(= Verbrauchsleitungen) 
 

sind die Gesamtheit der Anlagenteile in Grundstücken oder in Gebäuden hinter 
der Übergabestelle; als solche gelten auch Eigengewinnungsanlagen, wenn sie 
sich ganz oder teilweise im gleichen Gebäude befinden. 
 

§ 4 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein bebautes, bebaubares, gewerblich genutztes oder gewerblich 

nutzbares Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen und mit 
Wasser beliefert wird. 

 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch eine Versorgungsleitung er-

schlossen werden. Der Grundstückseigentümer kann unbeschadet weitergehender bundes- oder landesgesetzlicher Vor-
schriften nicht verlangen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung ge-
ändert wird. Welche Grundstücke durch die Versorgungsleitungen erschlossen werden, bestimmt die Gemeinde. 

 
(3) Die Gemeinde kann den Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Versorgungsleitung versagen, wenn die 

Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstücks oder aus sonstigen technischen oder betrieblichen Gründen der 
Gemeinde erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen erfordert, es sei denn, der Grundstücks-
eigentümer übernimmt die Mehrkosten, die mit dem Bau und Betrieb zusammenhängen, und leistet auf Verlangen Si-
cherheit. 

 
(4) Das Benutzungsrecht besteht nicht für Kühlwasserzwecke und den Betrieb von Wärmepumpen. Die Gemeinde kann 

ferner das Anschluss- und Benutzungsrecht in begründeten Einzelfällen ausschließen oder einschränken, soweit nicht die 
Bereitstellung von Wasser in Trinkwasserqualität erforderlich ist. Das gilt auch für die Vorhaltung von Löschwasser. 

 
§ 5 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, die Grundstücke, auf denen Wasser verbraucht wird, an die öf-

fentliche Wasserversorgungseinrichtung anzuschließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der 
Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist. 

 
(2) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen sind, ist der gesamte Bedarf an 

Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 4) ausschließlich aus dieser Einrichtung zu decken (Benutzungszwang). 
Gesammeltes Niederschlagswasser darf ordnungsgemäß für Zwecke der Gartenbewässerung verwendet werden. Ver-
pflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Gemeinde die 
dafür erforderliche Überwachung zu dulden. 

 
§ 6 

Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 
 
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der An-

schluss oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls 
nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Gemeinde einzureichen. 

 
(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 

 
§ 7 

Beschränkung der Benutzungspflicht 
 
(1) Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf einen bestimmten Verbrauchszweck oder Teilbedarf beschränkt, 

soweit das für die öffentliche Wasserversorgung wirtschaftlich zumutbar ist und nicht andere Rechtsvorschriften oder 
Gründe der Volksgesundheit entgegenstehen. 
Gründe der Volksgesundheit stehen einer Beschränkung der Benutzungspflicht insbesondere entgegen, wenn für den 
jeweiligen Verbrauchszweck oder Teilbedarf i. S. von Satz 1 Trinkwasser oder Wasser mit der Beschaffenheit von Trink-
wasser erforderlich ist und die Versorgung mit solchem Wasser nur durch die Benutzung der öffentlichen Wasserversor-
gung gewährleistet wird. 

 
(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs.2 findet entsprechende Anwendung. 
 
(3) Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung von Industrieunternehmen und Weiterverteilern sowie für die Vorhaltung von Lösch-

wasser. 
 
(4) Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigengewinnungsanlage hat der Grundstückseigentümer der Gemeinde 

Mitteilung zu machen; dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage nach dem Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung 
weiterbetrieben werden soll. Er hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass von seiner Eigengewinnungsanla-
ge keine Rückwirkungen in das öffentliche Wasserversorgungsnetz möglich sind. Bei einer Nachspeisung von Trinkwas-
ser aus der öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung in eine Eigengewinnungsanlage ist ein freier Auslauf (Luftbrücke) 
oder ein Rohrunterbrecher A1 der Nachspeiseeinrichtung erforderlich. 
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§ 8 
Sondervereinbarungen 

 
(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss berechtigt oder verpflichtet, so kann die Gemeinde durch Vereinba-

rung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 
 
(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensatzung 

entsprechend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt werden, soweit dies sachge-
recht ist. 

 
§ 9 

Grundstücksanschluss 
 
(1) Der Grundstücksanschluss wird von der Gemeinde hergestellt, angeschafft, verbessert, unterhalten, erneuert, geändert, 

abgetrennt und beseitigt. Er muss zugänglich und vor Beschädigungen geschützt sein. 
 
(2) Die Gemeinde bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstücksanschlüsse sowie deren Änderung. Sie be-

stimmt auch, wo und an welche Versorgungsleitung anzuschließen ist. Der Grundstückseigentümer ist vorher zu hören; 
seine berechtigten Interessen sind nach Möglichkeit zu wahren. Soll der Grundstücksanschluss auf Wunsch des Grund-
stückseigentümers nachträglich geändert werden, so kann die Gemeinde verlangen, dass die näheren Einzelheiten ein-
schließlich der Kostentragung vorher in einer gesonderten Vereinbarung geregelt werden. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Voraussetzungen für die sichere Errichtung des Grundstücksanschlusses 

zu schaffen. Die Gemeinde kann hierzu schriftlich eine angemessene Frist setzen. Der Grundstückseigentümer darf kei-
ne Einwirkungen auf den Grundstücksanschluss vornehmen oder vornehmen lassen. 

 
(4) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben jede Beschädigung des Grundstücksanschlusses, insbesondere 

das Undicht werden von Leitungen sowie sonstige Störungen unverzüglich der Gemeinde mitzuteilen. 
 

§ 10 
Anlage des Grundstückseigentümers 

 
(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und Unterhal-

tung der Anlage von der Übergabestelle ab, mit Ausnahme des Wasserzählers, zu sorgen. Hat er die Anlage oder Teile 
davon einem anderen vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben dem anderen verpflichtet. 

 
(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und anderer gesetzlicher oder behördlicher Bestim-

mungen sowie nach den anerkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, geändert und unterhalten werden. Anlage 
und Verbrauchseinrichtungen müssen so beschaffen sein, dass Störungen anderer Abnehmer oder der öffentlichen Ver-
sorgungseinrichtungen sowie Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. Der Anschluss was-
serverbrauchender Einrichtungen jeglicher Art geschieht auf Gefahr des Grundstückseigentümers. 

 
(3) (entfällt) 
 
(4) Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler befinden, können plombiert werden. Ebenso können Anlagenteile, die zur 

Anlage des Grundstückseigentümers gehören, unter Plombenverschluss genommen werden, um eine einwandfreie Mes-
sung zu gewährleisten. Die dafür erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben der Gemeinde zu veranlas-
sen. 

 
§ 11 

Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage 
des Grundstückseigentümers 

 
(1) Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers hergestellt oder wesentlich geändert wird, sind der Gemeinde folgende 

Unterlagen in doppelter Fertigung einzureichen: 
 

a) eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grundstückseigentümers und ein Lageplan, 
b) der Name des Unternehmers, der die Anlage errichten soll,  
c) Angaben über eine etwaige Eigenversorgung, 
d) im Falle des § 4 Abs.3 die Verpflichtung zur Übernahme der Mehrkosten. 

 
Die einzureichenden Unterlagen haben den bei der Gemeinde aufliegenden Mustern zu entsprechen. Alle Unterlagen 
sind von den Bauherren und den Planfertigern zu unterschreiben. 

 
(2) Die Gemeinde prüft, ob die beabsichtigten Anlagen den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. Ist das der Fall, so 

erteilt die Gemeinde schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungs-
vermerk zurück. Stimmt die Gemeinde nicht zu, setzt sie den Bauherrn unter Angabe der Mängel eine angemessene Frist 
zur Berichtigung. Die geänderten Unterlagen sind sodann erneut einzureichen. Die Zustimmung und die Überprüfung be-
freien den Grundstückseigentümer, den Bauherrn, den ausführenden Unternehmer und den Planfertiger nicht von der 
Verantwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlagen. 

 
(3) Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher Zustimmung der Gemeinde begonnen werden. Eine Genehmi-

gungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die 
Zustimmung unberührt. 

 
(4) Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderungen dürfen nur durch die Gemeinde oder durch ein Installations-

unternehmen erfolgen, das in ein Installateurverzeichnis der Gemeinde oder eines anderen Wasserversorgungsunter-
nehmens eingetragen ist. Die Gemeinde ist berechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwachen. Leitungen, die an 
Eigengewinnungsanlagen angeschlossen sind, dürfen nur mit vorheriger Zustimmung der Gemeinde verdeckt werden; 
andernfalls sind sie auf Anordnung der Gemeinde freizulegen. 
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(5) Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetriebsetzung der Anlagen bei der Gemeinde über das Installationsunternehmen 
zu beantragen. Der Anschluss der Anlage an das Verteilungsnetz und die Inbetriebsetzung erfolgen durch die Gemeinde 
oder ihre Beauftragten. 

 
(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 kann die Gemeinde Ausnahmen zulassen. 

 
§ 12 

Überprüfung der Anlage des Grundstückseigentümers 
 
(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Anlage des Grundstückseigentümers vor und nach ihrer Inbetriebnahme zu überprüfen. 

Sie hat auf erkannte Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung verlangen. 
 
(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder erhebliche Störungen erwarten lassen, so ist die Ge-

meinde berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr für Leib oder Leben ist sie hierzu ver-
pflichtet. 

 
(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage sowie durch deren Anschluss an das Verteilungsnetz 

übernimmt die Gemeinde keine Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn sie bei einer Überprüfung 
Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib oder Leben darstellen. 

 
§ 13 

Abnehmerpflichten, Haftung 
 
(1) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben den Beauftragten der Gemeinde, die sich auf Verlangen auszuwei-

sen haben, zu angemessener Tageszeit den Zutritt zu allen der Wasserversorgung dienenden Einrichtungen zu gestat-
ten, soweit dies zur Nachschau der Wasserleitungen, zum Ablesen der Wasserzähler und zur Prüfung, ob die Vorschrif-
ten dieser Satzung und die von der Gemeinde auferlegten Bedingungen und Auflagen erfüllt werden, erforderlich ist. Zur 
Überwachung der satzungsmäßigen und gesetzlichen Pflichten sind die mit dem Vollzug dieser Satzung beauftragten 
Personen der Gemeinde berechtigt, zu angemessener Tageszeit Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, Woh-
nungen und Wohnräume im erforderlichen Umfang zu betreten. Der Grundstückseigentümer, ggf. auch die Benutzer des 
Grundstücks, werden davon nach Möglichkeit vorher verständigt. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer sind verpflichtet, alle für die Prüfung des Zustandes der Anlagen erforderli-

chen Auskünfte zu erteilen. Sie haben die Verwendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen vor Inbetriebnahme der 
Gemeinde mitzuteilen, soweit sich dadurch die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhöht. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haften der Gemeinde für von ihnen verschuldete Schäden, die auf eine 

Verletzung ihrer Pflichten nach dieser Satzung zurückzuführen sind. 
 

§ 14 
Grundstücksbenutzung 

 
(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- und Fortlei-

tung von Wasser über sein im Versorgungsgebiet liegendes Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich 
zuzulassen, wenn und soweit diese Maßnahmen für die örtliche Wasserversorgung erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft 
nur Grundstücke, die an die Wasserversorgung angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im wirt-
schaftlichen Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstück genutzt wer-
den oder für die die Möglichkeit der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit 
die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grund-

stücks zu benachrichtigen. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn 

nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde zu tragen, soweit die Einrichtungen nicht aus-
schließlich der Versorgung des Grundstücks dienen. 

 
(4) Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3 eingestellt, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, nach Wahl der 

Gemeinde die Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie noch fünf Jahre unentgeltlich zu belassen, sofern dies 
nicht unzumutbar ist. 

 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch 

Planfeststellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt sind. 
 

§ 15 
Art und Umfang der Versorgung 

 
(1) Die Gemeinde stellt das Wasser zu dem in der Beitrags- und Gebührensatzung aufgeführten Entgelt zur Verfügung. Sie 

liefert das Wasser als Trinkwasser unter dem Druck und in der Beschaffenheit, die in dem betreffenden Abschnitt des 
Versorgungsgebietes üblich sind, entsprechend den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den anerkannten Regeln 
der Technik. 

 
(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des Wassers im Rahmen der gesetzlichen und behördli-

chen Bestimmungen sowie der anerkannten Regeln der Technik zu ändern, sofern dies aus wirtschaftlichen oder techni-
schen Gründen zwingend erforderlich ist. Die Gemeinde wird eine dauernde wesentliche Änderung den Wasserabneh-
mern nach Möglichkeit mindestens zwei Monate vor der Umstellung schriftlich bekannt geben und die Belange der An-
schlussnehmer möglichst berücksichtigen. Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, ihre Anlagen auf eigene Kosten 
den geänderten Verhältnissen anzupassen. 
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(3)  Die Gemeinde stellt das Wasser im Allgemeinen ohne Beschränkung zu jeder Tag- und Nachtzeit am Ende des Hausan-
schlusses zur Verfügung. Dies gilt nicht, soweit und solange die Gemeinde durch höhere Gewalt, durch Betriebsstörun-
gen, Wassermangel oder sonstige technische oder wirtschaftliche Umstände, deren Beseitigung ihr nicht zumutbar ist, an 
der Wasserversorgung gehindert ist. Die Gemeinde kann die Belieferung ablehnen, mengenmäßig und zeitlich beschrän-
ken oder unter Auflagen und Bedingungen gewähren, soweit das zur Wahrung des Anschluss- und Benutzungsrechtes 
der anderen Berechtigten erforderlich ist. Die Gemeinde darf ferner die Lieferung unterbrechen, um betriebsnotwendige 
Arbeiten vorzunehmen. Soweit möglich, gibt die Gemeinde Absperrungen der Wasserleitung vorher öffentlich bekannt 
und unterrichtet die Abnehmer über Umfang und voraussichtliche Dauer der Unterbrechung. 

 
(4) Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigenbedarfs für die angeschlossenen Grundstücke geliefert. Die Überleitung 

von Wasser in ein anderes Grundstück bedarf der schriftlichen Zustimmung der Gemeinde; die Zustimmung wird erteilt, 
wenn nicht überwiegende versorgungswirtschaftliche Gründe entgegenstehen. 

 
(5) Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der Wasserlieferung und für Änderungen des Druckes oder der Beschaffen-

heit des Wassers, die durch höhere Gewalt, Wassermangel oder sonstige technische oder wirtschaftliche Umstände, die 
die Gemeinde nicht abwenden kann, oder auf Grund behördlicher Verfügungen veranlasst sind, steht dem Grundstücks-
eigentümer kein Anspruch auf Minderung verbrauchsunabhängiger Gebühren zu. 

 
§ 16 

Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung 
für Feuerlöschzwecke 

 
(1) Sollen auf einem Grundstück private Feuerlöschanschlüsse eingerichtet werden, so sind über die näheren Einzelheiten 

einschließlich der Kostentragung besondere Vereinbarungen zwischen dem Grundstückseigentümer und der Gemeinde 
zu treffen. 

 
(2) Private Feuerlöscheinrichtungen können mit Wasserzählern ausgerüstet werden. Sie müssen auch für die Feuerwehr 

benutzbar sein. 
 
(3) Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, sind die Anordnungen der Gemeinde, der Polizei und der Feuer-

wehr zu befolgen; insbesondere haben die Wasserabnehmer ihre Leitungen und ihre Eigenanlagen auf Verlangen zum 
Feuerlöschen zur Verfügung zu stellen. Ohne zwingenden Grund dürfen sie in diesen Fällen kein Wasser entnehmen. 

 
(4) Bei Feuergefahr hat die Gemeinde das Recht, Versorgungsleitungen und Grundstücksanschlüsse vorübergehend abzu-

sperren. Dem von der Absperrung betroffenen Wasserabnehmer steht hierfür kein Entschädigungsanspruch zu. 
 

§ 17 
Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke 

Wasserabgabe aus öffentlichen Entnahmestellen 
 
(1) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser oder zu sonstigen vorübergehenden Zwecken ist rechtzeitig bei 

der Gemeinde zu beantragen. Muss das Wasser von einem anderen Grundstück bezogen werden, so ist die schriftliche 
Zustimmung des Grundstückseigentümers beizubringen. Über die Art der Wasserabgabe entscheidet die Gemeinde; sie 
legt die weiteren Bedingungen für den Wasserbezug fest. 

 
(2) Falls Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlöschen, sondern zu anderen vorübergehenden Zwecken ent-

nommen werden soll, stellt die Gemeinde auf Antrag einen Wasserzähler, gegebenenfalls Absperrvorrichtung und Stand-
rohr zur Verfügung und setzt die Bedingungen für die Benutzung fest. 

 
§ 18 

Haftung bei Versorgungsstörungen 
 
(1) Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkei-

ten in der Belieferung erleidet, haftet die Gemeinde aus dem Benutzungsverhältnis oder aus unerlaubter Handlung im 
Falle 

 
1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit des Grundstückseigentümers, es sei denn, dass der 

Schaden von der Gemeinde oder einem Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig ver-
ursacht worden ist, 

2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässig-
keit der Gemeinde oder eines Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist, 

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit eines 
vertretungsberechtigten Organs der Gemeinde verursacht worden ist. 

 
§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzu-
wenden. 

 
(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der Grundstückseigentümer das gelieferte Wasser im Rahmen des § 15 Abs. 4 

weiterleitet, haftet die Gemeinde für Schäden, die diesem durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch Unre-
gelmäßigkeiten in der Belieferung entstehen, wie einem Grundstückseigentümer. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von Grundstückseigentümern anzuwenden, die diese gegen ein drittes 

Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen. Die Gemeinde ist verpflichtet, den Grund-
stückseigentümern auf Verlangen über die mit der Schadensverursachung durch ein drittes Unternehmen zusammen-
hängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihr bekannt sind oder von ihr in zumutbarer Weise aufgeklärt 
werden können und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Schadenersatzes erforderlich ist. 

 
(4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter fünfzehn Euro. 
 
(5) Schäden sind der Gemeinde unverzüglich mitzuteilen. 
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§ 19 
Wasserzähler 

 
(1) Der Wasserzähler ist Eigentum der Gemeinde. Die Lieferung, Aufstellung, technische Überwachung, Unterhaltung, Aus-

wechslung und Entfernung der Wasserzähler sind Aufgabe der Gemeinde; sie bestimmt auch Art, Zahl und Größe der 
Wasserzähler sowie ihren Aufstellungsort. Bei der Aufstellung hat die Gemeinde so zu verfahren, dass eine einwandfreie 
Messung gewährleistet ist; sie hat den Grundstückseigentümer zuvor anzuhören und seine berechtigten Interessen zu 
wahren. 

 
(1a)  Die Gemeinde ist berechtigt, elektronische Wasserzähler mit oder ohne Funkmodul / Fernauslesung einzusetzen und zu 

betreiben. In einem elektronischen Wasserzähler dürfen nur Daten gespeichert und verarbeitet werden, die zur Erfüllung 
der Pflichtaufgabe der Wasserversorgung und zur Gewährleistung der Betriebssicherheit und Hygiene der gesamten 
Wasserversorgungseinrichtung erforderlich sind. Die gespeicherten Daten dürfen nur ausgelesen und verwendet werden 

 
1. zur periodischen Abrechnung oder Zwischenabrechnung des Wasserverbrauchs und 
2. anlassbezogen, soweit dies im Einzelfall zur Abwehr von Gefahren für den ordnungsgemäßen Betrieb der Wasser-

versorgungseinrichtung und zur Aufklärung von Störungen im Wasserversorgungsnetz erforderlich ist. 
 

Jahresverbrauchswerte dürfen ferner zur Berechnung und Festsetzung der Gebühren für die Benutzung einer Abwasser-
beseitigungseinrichtung ausgelesen und verwendet werden. 

 
(2)  Die Gemeinde ist verpflichtet, auf Verlangen des Grundstückseigentümers die Wasserzähler zu verlegen, wenn dies 

ohne Beeinträchtigungen einer einwandfreien Messung möglich ist. Die Gemeinde kann die Verlegung davon abhängig 
machen, dass der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die Kosten zu übernehmen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhandenkommen und die Beschädigung der Wasserzähler, soweit ihn hieran 

ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschädigungen und Störungen dieser Einrichtungen der Gemeinde unverzüg-
lich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schützen. 

 
(4) Mechanische sowie elektronische Wasserzähler ohne Funkmodul / Fernauslesung werden von einem Beauftragten der 

Gemeinde möglichst in gleichen Zeitabständen oder auf Verlangen der Gemeinde vom Grundstückseigentümer selbst 
abgelesen bzw. ausgelesen. Bei elektronischen Wasserzählern mit Funkmodul / Fernauslesung, bei denen nicht sämtli-
che gespeicherten Daten per Funk / Fernauslesung übermittelt werden, erfolgt eine Auslesung vor Ort nur mit Zustim-
mung des Grundstückseigentümers. Dieser hat dafür zu sorgen, dass die Wasserzähler leicht zugänglich sind. 

 
§ 20 

Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 
 
(1) Die Gemeinde kann verlangen, dass der Grundstückseigentümer auf eigene Kosten an der Grundstücksgrenze nach 

seiner Wahl einen geeigneten Wasserzählerschacht oder Wasserzählerschrank anbringt, wenn 
 

1. das Grundstück unbebaut ist oder 
2. die Versorgung des Gebäudes mit Grundstücksanschlüssen erfolgt, die unverhältnismäßig lang sind oder nur unter 

besonderen Erschwernissen verlegt werden können, oder 
3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzählers vorhanden ist. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ordnungsgemäßem Zustand und jederzeit zugänglich zu 

halten. 
 

§ 21 
Nachprüfung der Wasserzähler 

 
(1) Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nachprüfung der Wasserzähler durch eine Eichbehörde oder eine staat-

lich anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 40 des Mess- und Eichgesetzes verlangen. Stellt der Grundstückseigentümer 
den Antrag auf Prüfung nicht bei der Gemeinde, so hat er diese vor Antragsstellung zu benachrichtigen. 

 
(2) Die Gemeinde braucht dem Verlangen auf Nachprüfung der Wasserzähler nur nachzukommen, wenn der Grundstücks-

eigentümer sich verpflichtet, die Kosten zu übernehmen, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen 
nicht überschreitet. 

 
§ 22 

Änderungen; Einstellung des Wasserbezugs 
 
(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist der Gemeinde unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 
 
(2) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung nicht verpflichtet ist, den Was-

serbezug aus der öffentlichen Wasserversorgung vollständig einstellen, so hat er das mindestens eine Woche vor dem 
Ende des Wasserbezugs schriftlich der Gemeinde zu melden. 

 
(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter den Wasserbezug einstellen, hat er bei der Gemeinde Befrei-

ung nach § 6 zu beantragen. 
 

§ 23 
Einstellung der Wasserlieferung 

 
(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Wasserlieferung ganz oder teilweise fristlos einzustellen, wenn der Grundstücks-

eigentümer oder Benutzer dieser Satzung oder sonstigen die Wasserversorgung betreffenden Anordnungen zuwiderhan-
delt und die Einstellung erforderlich ist, um 



-411- 

1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuwenden, 
2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen zu verhin-

dern oder 
3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Abnehmer, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Gemeinde 

oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. 
 
(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist die 

Gemeinde berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzustellen.  
Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hinrei-
chende Aussicht besteht, dass der Grundstückseigentümer seinen Verpflichtungen nachkommt. Die Gemeinde kann mit 
der Mahnung zugleich die Einstellung der Versorgung androhen. 

 
(3) Die Gemeinde hat die Versorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für die Einstellung entfallen 

sind. 
 

§ 24 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße bis zu 2.500 Euro belegt werden, wer vorsätzlich 
 

1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benutzungszwang in § 5 zuwiderhandelt, 
2. eine der in § 9 Abs. 4, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2 und § 22 Abs. 1 und 2 festgelegten oder hierauf gestützten Melde-, 

Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlagepflichten verletzt, 
3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung der Gemeinde mit den Installationsarbeiten beginnt, 
4. gegen die von der Gemeinde nach § 15 Abs. 3 Satz 3 angeordneten Verbrauchseinschränkungen oder Verbrauchs-

verbote verstößt. 
 
(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ordnungswidrigkeitentatbestände bleiben unberührt. 

 
§ 25 

Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel 
 

(1) Die Gemeinde kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall 
erlassen. 

 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die 

Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 
 

§ 26 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 
 
(2)  Gleichzeitig tritt die Satzung vom 12.12.1990 außer Kraft. 
 
 
Mitterfelden, den 11. Dezember 2018  
Gemeinde Ainring 
 
Eschlberger , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 16 

Gemeinde Ainring 
 

9. Änderungssatzung zur Beitrags- und Gebührensatzu ng  
zur Wasserabgabesatzung der Gemeinde Ainring  

(BGS-WAS)  
 

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Gemeinde Ainring folgende 
 

Satzung 
 

zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Wasserabgabesatzung der Gemeinde Ainring (BGS-WAS) 

vom 15. 12.1995 (Amtsblatt Nr. 51 v. 27.12.1995): 
 

§ 1 
 
§ 10 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
(3)  Die Gebühr beträgt 1,40 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 
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§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2019 in Kraft. 
 
 
Mitterfelden, den 11. Dezember 2018 
Gemeinde Ainring 
 
Eschlberger , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 17 

Gemeinde Ainring 
 

2. Änderungssatzung zur Betriebssatzung für den Eig enbetrieb 
der Gemeinde Ainring "Gemeindewerke Ainring " 

Vom 5. Oktober 2011 
 
Aufgrund von Art. 23 Satz 1, Art. 88 Abs. 5 der Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.8.1998 (GVBl 
S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.7.2009 (GVBl S. 400) erläßt die Gemeinde Ainring folgende  
 

Satzung 
 
zur Änderung der Betriebssatzung für den Eigenbetrieb der Gemeinde Ainring vom 5. Oktober 2011 (Amtsblatt Nr. 43 vom     
25. Oktober 2011) 
 

§ 1 
 
§ 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Werkleitung besteht aus zwei Mitgliedern, einem ersten Werkleiter und einem weiteren Werkleiter. 
 

§ 2 
 

§ 9 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
(2)  Die Werkleiter unterzeichnen ohne Beifügung eines Vertretungszusatzes, andere Vertretungsberechtigte mit dem Zusatz 

„im Auftrag“. 
 

§ 3 
Inkrafttreten 

 
Diese Änderungssatzung tritt zum 1. Januar 2019 in Kraft. 
 
 
Mitterfelden, den 11. Dezember 2018 
Gemeinde Ainring 
 
Eschlberger , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 18 

Gemeinde Bischofswiesen 
 

Bekanntmachung über die Absicht, den Bebauungsplan  
Nr. 48 „Jugendherberge und Freizeit“ aufzustellen  

und frühzeitige Beteiligung der Bürger  
gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

 
der Gemeinderat Bischofswiesen hat am 25.4.2017 beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 48 „Jugendherberge und Freizeit“ 
aufzustellen. Der Geltungsbereich der Änderung ist auf nachfolgendem Lageplan ersichtlich: 
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Um auch weiterhin auf dem Markt des Beherbergungsgewerbes konkurrenzfähig zu bleiben, sind auf dem Gelände der Ju-
gendherberge in Bischofswiesen/Strub Modernisierungen der Gebäude sowie eine Weiterentwicklung der Außenanlagen erfor-
derlich. Dies soll mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ermöglicht werden. 
 
Für diese Planung wird die frühzeitige Beteiligung der Bürger gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durchgeführt. Die Planungsunterlagen 
(Entwurf der Bebauungsplanänderung mit Grünordnungsplan, Begründung und Umweltbericht) können vom  
 

27. Dezember 2018 bis 28. Januar 2019 
 
im Rathaus Bischofswiesen, Zimmer Nr. 23, während der allgemeinen Dienststunden eingesehen werden. Die Auslegungsun-
terlagen gemäß § 4a Abs. 4 BauGB hierzu finden Sie im Internet unter www.gemeinde.bischofswiesen.de (Rathaus & Bür-
gerservice, Service, öffentliche Bekanntmachungen). 
Auf Wunsch wird die Planung erläutert, gleichzeitig ist Gelegenheit zur Äußerung gegeben. Stellungnahmen können während 
der Auslegungsfrist abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bleiben bei der Beschlussfassung über 
den Bauleitplan unberücksichtigt und ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, soweit mit ihm Ein-
wendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht 
wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
 
Bischofswiesen, den 10. Dezember 2018 
Gemeinde Bischofswiesen 
 
Thomas Weber , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 19 

Gemeinde Bischofswiesen 
 

Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die Ab fallentsorgung 
Vom 11. Dezember 2018 

 
Die Gemeinde Bischofswiesen erlässt auf Grund des Art. 7 Abs. 2 des Bayerischen Abfallwirtschaftsgesetzes (BayAbfG) in 
Verbindung mit Art. 1 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende 
 

S a t z u n g: 
 

§ 1 
 
Die Gebührensatzung für die öffentliche Abfallentsorgung der Gemeinde Bischofswiesen (AbfGS) vom 23. März 2011 (Amts-
blatt Nr. 13 vom 29. März 2011), zuletzt geändert durch Satzung vom 1.2.2017 (Amtsblatt Nr. 6 vom 7.2.2017), wird wie folgt 
geändert: 
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1.  § 4 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
 

„(1)  Die jährliche Gebühr für die Abfallentsorgung unter Verwendung von Abfallbehältnissen beträgt bei wöchentlich ein-
maliger Abfuhr für: 

 
1 Müllnormtonne (60 l) 26,40 € 
1 Müllnormtonne (120 l) 52,80 € 
1 Müllnormtonne (240 l) 105,60 € 
1 Müllnormgroßbehälter (1.100 l) 470,40 €. 
 
Die jährliche Gebühr für die Hausmüllabfuhr unter Verwendung von Abfallbehältnissen beträgt bei vierzehntägiger 
Abfuhr für: 
 
1 Müllnormtonne (60 l) 13,20 € 
1 Müllnormtonne (120 l) 26,40 € 
1 Müllnormtonne (240 l) 52,80 € 
1 Müllnormgroßbehälter (1.100 l) 235,20 €. 
 
Die jährliche Gebühr für die Hausmüllabfuhr unter Verwendung von Abfallbehältnissen beträgt bei wöchentlich einma-
liger Abfuhr während der Saison und vierzehntägiger Abfuhr für außerhalb der Saison für: 
 
1 Müllnormtonne (60 l) 15,60 € 
1 Müllnormtonne (120 l) 31,20 € 
1 Müllnormtonne (240 l) 62,40 € 
1 Müllnormgroßbehälter (1.100 l) 289,20 €. 
 
Die Gebühr für die zusätzliche Abfallentsorgung unter Verwendung von Restmüllsäcken (60 l) beträgt 4,00 € je Rest-
müllsack.“ 

 
2.  § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 

„(1)  Die Gebühren nach § 4 Abs. 1 sind fällig am 15.2.2019, frühestens jedoch einen Monat nach Zustellung des Gebüh-
renbescheids.“ 

 
3.  § 7 Abs. 1 erhält mit folgender Überschrift fol gende Fassung: 
 

„§ 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft und tritt mit Ablauf des 31. März 2019 außer Kraft“. 
 

§ 2 
 
Die Satzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 
 
 
Bischofswiesen, den 11. Dezember 2018 
Gemeinde Bischofswiesen 
 
Thomas Weber , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 20 

Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden 
 

1. Nachtragshaushaltssatzung der Gemeinde Ramsau b.  Berchtesgaden 
Landkreis Berchtesgadener Land für das Haushaltsjah r 2018 

 
Aufgrund des Art. 68 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt die Gemeinde Ramsau b. Berch-
tesgaden folgende 1. Nachtragshaushaltssatzung: 
 

I. 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte 1. Nachtragshaushaltsplan 2018 der Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden wird hiermit festgesetzt; 
 
dadurch werden  
 
 

erhöht vermindert und damit der Gesamtbetrag des Haushaltsplans 
einschl. der Nachträge 

    

gegenüber bisher 
 

auf nunmehr verändert 
 € € € € 

a) im Verwaltungshaushalt 
die Einnahmen 
die Ausgaben 

 

 
150.100,00 
150.100,00 

 
 

5.438.200,00 
5.438.200,00 

 
5.588.300,00 
5.588.300,00 
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b) im Vermögenshaushalt 
die Einnahmen 
die Ausgaben 

 
 
 

 
2.522.500,00 
2.522.500,00 

 
6.092.800,00 
6.092.800,00 

 
3.570.300,00 
3.570.300,00 

 

 
§ 2  

 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird von 1.467.500 € um 
1.099.700 € vermindert und damit auf 367.800 € neu festgesetzt. 
 

§ 3 
 

Die Hebesätze für die Gemeindesteuern werden nicht verändert. 
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag für Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird nicht geändert. 
 

§ 5 
 

Diese 1. Nachtragshaushaltssatzung tritt mit 1. Januar 2018 in Kraft.  
 
 
Ramsau b. Berchtesgaden, den 13. Dezember 2018 
Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden 
 
Gschoßmann , Erster Bürgermeister 
 
 

II. 
 

Die Haushaltssatzung mit samt ihren Anlagen liegt ab dem Tag der Veröffentlichung der Haushaltssatzung bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im Rathaus der Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden während der allge-
meinen Dienststunden zur Einsicht aus (Art. 65 Abs. 3 GO). 
 
 
Bek. Nr. 21 

Gemeinde Schönau a. Königssee 
 

Grundsteuer 2019 
 
Gemäß § 27 Abs. 3 Grundsteuergesetz (GrStG) vom 7. August 1973 (BGBl. I S. 965) wird die Grundsteuer für das Kalenderjahr 
2019 – vorbehaltlich anderslautender schriftlicher Grundsteuerbescheide 2019 – in gleicher Höhe wie im Kalenderjahr 2018 
festgesetzt. Dies bedeutet, dass diejenigen Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 2019 erhalten, im Kalenderjahr 
2019 die gleiche Grundsteuer wie im Vorjahr zu entrichten haben. Für die Steuerschuldner treten mit dem heutigen Tag durch 
diese öffentliche Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen heute ein schriftlicher Steuerbescheid 
zugegangen wäre.  
 
Die Grundsteuer ist zu ¼ ihres Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November 2019 fällig. 
 
Kleinbeträge werden wie folgt fällig: 
 
1.  Am 15. August 2019 der Jahresbetrag, wenn dieser 15,00 Euro nicht übersteigt; 
2.  Am 15. Februar und 15. August 2019 zu je ½ des Jahresbetrages, wenn dieser 30,00 Euro nicht übersteigt. 
 
Hat der Steuerschuldner selbst die Zahlung der Grundsteuer in einem Jahresbetrag beantragt, ist die Grundsteuer am 1. Juli 
2019 zur Zahlung fällig. 
 
In jenen Fällen, in denen gegenüber dem Vorjahr in der sachlichen oder persönlichen Steuerpflicht Änderungen eintreten, wird 
von Amtswegen nach Erlass des Grundsteuermessbescheides durch das Finanzamt Berchtesgaden ein neuer Grundsteuerbe-
scheid 2019 erstellt. Bis zum Ergehen dieses neuen Steuerbescheides sind Vorauszahlungen (§ 29 GrStG) in der Höhe der 
bisherigen Grundsteuerzahlung weiter zu entrichten. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Steuerfestsetzung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch eingelegt (siehe 1.) oder 
unmittelbar Klage erhoben werden (siehe 2.). 
 
1.  Wenn Widerspruch eingelegt wird: 

 
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen bei Gemeinde Schönau a. Königssee, Rathausplatz 1, 
83471 Schönau a. Königssee. Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht 
entschieden werden, so kann Klage bei dem Bayer. Verwaltungsgericht München, Bayerstr. 30, 80335 München schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage kann nicht vor 
Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, außer wenn wegen besonderer Umstände 
des Falles eine kürzere Frist geboten ist. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten Gemeinde Schönau a. Königssee und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung die-
nenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtenen Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift bei-
gefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
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2.  Wenn unmittelbar Klage erhoben wird: 
 
Die Klage ist bei dem Bayer. Verwaltungsgericht München, Bayernstr. 30, 80335 München schriftlich oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts zu erheben. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten Gemein-
de Schönau a. Königssee und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthal-
ten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Ur-
schrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
-  Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.6.2007 (GVBl 

13/2007) wurde im Bereich des Kommunalabgabenrechts ein fakultatives Widerspruchsverfahren eingeführt, das eine 
Wahlmöglichkeit eröffnet zwischen Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung. 

-  Die Widerspruchseinlegung und Klageerhebung in elektronischer Form (z. B. durch E-Mail) ist unzulässig. 
-  Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 1.7.2004 grundsätzlich ein Gebührenvor-

schuss zu entrichten. 
 
Durch die Einlegung eines Rechtsmittels wird die Wi rksamkeit dieser Bekanntmachung nicht gehemmt, insb esondere 
die Einziehung der angeforderten Grundsteuer nicht aufgehalten.  
 
 
Schönau a. Königssee, den 7. Dezember 2018 
Gemeinde Schönau a. Königssee 
 
H. Rasp , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 22 

Gemeinde Schönau a. Königssee 
 

Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer 
(Zweitwohnungssteuersatzung) 

 
Aufgrund des Art. 22 Abs. 2 der Bayerischen Gemeindeordnung und des Art. 3 Abs. 1 des Bayerischen Kommunalabgabenge-
setzes erlässt die Gemeinde Schönau a. Königssee folgende  
 

Satzung : 
 

§ 1  
 

Die Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer vom 22.11.2004 (Amtsblatt Nr. 49 vom 7.12.2004), zuletzt geändert 
durch die Satzung vom 5.12.2007 (Amtsblatt Nr. 51 vom 18.12.2007) wird wie folgt geändert: 
 
§ 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
Die Steuer beträgt jährlich 9 v. H. der Bemessungsgrundlage. 
 

§ 2 
 

Die Satzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft 
 
 
Schönau a. Königssee, den 12. Dezember 2018 
Gemeinde Schönau a. Königssee 
 
Hannes Rasp , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 23 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Surgruppe 
 

Jahresabschluss 2017 des Zweckverbandes zur Wasserv ersorgung der Surgruppe 
 
Der Jahresabschluss 2017 wurde durch den Wirtschaftsprüfer Prof. Dr. Winfried Schwarzmann geprüft und am 13.7.2018 mit 
folgendem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen: 
 
 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Surgruppe, Teisendorf, für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017 geprüft. Durch Art. 107 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern in Verbin-
dung mit Art. 26 Abs. 1 KommZG Bay wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. Die Prüfung erstreckte sich daher auch auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Zweckverbandes. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht 
nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden 
Bestimmungen der Satzung und die wirtschaftlichen Verhältnisse des Zweckverbandes liegen in der Verantwortung der Werk-
leitung des Zweckverbandes. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht sowie über die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Zweckverbandes abzugeben. 
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Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und Art. 107 GO Bay in Verbindung mit Art. 26 Abs. 1 KommZG 
Bay unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Zweckverbandes Anlass zu Beanstandungen geben. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Zweckverbandes sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der 
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der Werkleitung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des La-
geberichts. Die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse haben wir darüber hinaus entsprechend den vom IDW festgestellten 
Grundsätzen zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse gemäß § 53 
HGrG vorgenommen. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung 
bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den deut-
schen handelsrechtlichen und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Sat-
zung und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Zweckverbandes. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Zweck-
verbandes und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Zweckverbandes geben nach unserer Beurteilung keinen Anlass zu Beanstandungen.“ 
 
Die Verbandsversammlung hat den Jahresabschluss am 28.11.2018 endgültig festgestellt. Jahresabschluss und Lagebericht 
werden vom  
 

19. Dezember 2018 bis 4. Januar 2019 
 
in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes, Am Kiesfang 4, 83317 Teisendorf öffentlich ausgelegt. 
Die Verbandsversammlung beschloss am 28.11.2018, den Jahresverlust von EUR 1.227,86 auf neue Rechnung vorzutragen. 
 
 
Teisendorf, den 6. Dezember 2018 
Zweckverband zur Wasserversorgung der Surgruppe 
 
Thomas Gasser , Verbandsvorsitzender 
 
 
 

 
 


